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Weitere Fragen zur Vermögensteuerveranlagung 1940 


Von Ministerialrat Dr. Uhlich, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Vortrag, gehalten auf der Tagung der Finanzamtsvorſteher in Breslau im September 1940 
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1. Einführung 

Die Vermögenſteuerveranlagung 1940 umfaßt, wie Sie 
wiſſen, nicht bloß die Veranlagung der Verm ögen⸗ 
ſteuer im engeren Sinn. Auch die Veranlagung der 
Aufbringungsumlage und die Feſtſtellung von 
Einheitswerten für das Betriebsvermögen 
gehören dazu. 

Die Vermögenſteuerveranlagung wird in den Veran⸗ 
lagungſtellen durchgeführt. Es ſollen dabei die Er⸗ 
fahrungen nutzbar gemacht werden, die die Ver⸗ 
anlagungsbeamten bei anderen Steuerveran ⸗ 
lagungen geſammelt haben. Ich weiſe auf dieſen Geſichts⸗ 
punkt beſonders hin. Es iſt immer wieder beobachtet wor⸗ 
den, daß die Einkommenſteuerakten nicht ge- 
nügend für die Vermögensbeſteuerungausgewer tet 
worden ſind. Die Finanzamtsvorſteher können 
hier wirkſam zugunſten des Steueraufkommens ein⸗ 


Vermögenſteuer iſt eine laufende 
Steuer. Die Vermögenſteuer müßte genau wie die 
Einkommenſteuer, die Umſatzſteuer und die Gewerbeſteuer 
als laufende Steuer alljährlich veranlagt werden. 
Es dient der Geſchäftsvereinfachung, daß die 
Vermögenſteuerveranlagung nur in me hrjährigen 
Zeitabſtänden wiederholt wird. Sie darf dann nicht 
als unangenehme Beigabe aufgefaßt werden. Die 
Finanzämter müſſen es anerkennen, daß ihnen die all ⸗ 
jährliche Wiederholung der Arbeit abgenom- 
men worden iſt. Sie müſſen in den Jahren, in denen wie 


7. Unkörperliche Wirtſchaftsgüter, 2 * 

8. Berückſichtigung von Stückzinſen als „Später fällige Ein⸗ 
nahmen“, 

9. Anſprüche aus regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen, 

10. Penſionslaſten, 

11. Forderungen von Juden an Nichtjuden, 

12. Schmuckgegenſtände, . 

13. Grunbitude, deren Erhaltung im öffentlichen Intereſſe liegt, 

14. Abzug von Schulden bei der Aufbringungsumlage, 

15. Unterſchied zwiſchen Neuveranlagung und Nachveranlagung. 


jetzt, die Vermögenſteuerveranlagung durchgeführt wird, die 
Arbeiten mit beſonderer Sorgfalt erledigen. 

Es wird durch die Vermögenſteuerveranlagung 1940 
eine Steigerung des Aufkommens an Vermsgen⸗ 
ſteuer und Aufbringungsumlage eintreten. Dieſe Aufkom⸗ 
menſteigerung ergibt ſich ſchon aus der Einbeziehung 
der heimgekehrten Gebiete. Es iſt außerdem das 
Volksvermögen geſtiegen. Ich erwähne nur als 
Beiſpiel, daß der Steuerkurswert der Aktien 
jetzt um fait 2 5 v. H. höher liegt als bei der Steuerkurs⸗ 
feſtſetzung 1935. . . 

Die Finanzamtsvorſteher können zu einer zutref- 
fenden Erfaſſung der Aufkommenſteige⸗ 
rung beitragen, indem ſie für eine ſorgfältige Er- 
ledigung der Vermögenſteuerveranlagung 1940 ſorgen. 
Eine unzutreffende Veranlagung der Ver 
mögenſteuer bedeutet einen endgültigen Verluſt des 
Reichs. Man kann ſich bei der Einkommenſteuer 
mit der Nichterfaſſung eines Gewinns unter dem Geſichts⸗ 
punkt abfinden, daß ein in einem Jahr nicht heran 
gezogener Ertrag in einem ſpäteren Jahr er 
faßt wird. Dieſer Geſichtspunkt trifft für die Ver ⸗ 
mögenſteuer nicht zu. 


2. Heranziehung der Feuerverſicherungswerte zur Ermitt⸗ 
lung des Teilwerts 
Der Teilwert fpielt bei der Vermögensbeſteuerung 
eine viel größere Rolle als bei der Einkom⸗ 
mensbeſteuerung. Wir haben in Abſchnitt 26 
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VSt auf die Unterſchie de hingewieſen, die hinſicht⸗ 
lich des Anſatzes des Teilwerts zwiſchen der Ein⸗ 
kommenſteuer und der Einheitsbewertung 
beſtehen. Die Unterſchiede ind’ noch nicht immer zu ⸗ 
treffenderfaßt worden. Der Teilwert iſt für die 
Einheitsbewertung des Betriebsvermögens ſtets anzu⸗ 
ſetzen, ſoweit nicht ein Einheitswert oder der 
Werteines Wertpapiers oder Anteils in Be⸗ 
tracht kommt. N 

Der Oberfinanzpräſident Leipzig hat ſich 
beſonders der zutreffenden Erfaſſung des Teil⸗ 
werts bei der Vermögensbeſteuerung angenommen. Er hat 
auf die Verwertung der Feuerverſicherungs⸗ 
werte aufmerkſam gemacht. Ich weiſe außerdem auf den 
ſehr beachtlichen Aufſatz des Regierungsrats Dr. 
Naumann in der Steuerwarte (S. 125) hin. Der Aufſatz 
iſt durch einen weiteren Aufſatz in der Steuerwarte 
(S. 190) ergänzt worden. 

Es iſt gegen die Heranziehung der Feuerverſicherungs⸗ 
werte geltend gemacht worden, daß fie die Wieder ⸗ 
beſchaffungskoſten ausdrückten und aus dieſem 
Grund nicht für die Bewertung der vorhandenen 
Anlagen geeignet ſeien. Dieſer Einwand iſt verfehlt. 
Auch der Teilwert ſoll die Wiederbeſchaffungs⸗ 
koſten erfaſſen. Ich weiſe auf 855 Abſatz 2 Satz 3 
R Bew DW hin. 

Es kann dagegen anderen Einwendungen 
gegen die Feuerverſicherungswerte eine gewiſſe Be⸗ 
rechtigung nicht abgeſprochen werden. Es kommt dar⸗ 
auf an, mit welcher Genauigkeit die Verſicherungs⸗ 
werte feſtgeſtellt worden ſind. Es iſt weiter beachtlich, ob die 
Verſicherung ſchon Jahre zurückliegt oder aus 
neueſter Zeit ſtammt. Die Würdigung der Verſicherungs⸗ 
werte wird eine andere ſein, wenn es ſich um ganz neue 
Maſchinen oder umältere Maſchinen handelt. Es 
ſpielen auch noch andere Umſtände eine Rolle. 

Die Feuerverſicherungswerte können deshalb nur mit 
großer Vorſicht herangezogen werden. Es wird nach 
meinem Dafürhalten im allgemeinen der Betriebs- 
prüfung vorbehalten bleiben müſſen, aus dem Feuerver⸗ 
ficherungswert Schlüſſe über den Teilwert von beweglichen 
Wirtſchaftsgütern des Anlagevermögens zu ziehen. Die Be⸗ 
triebsprüfer haben das ſchon bisher oft getan. Sie 
werden ſich in Zukunft ſtets um die Feuerverſicherungswerte 
kümmern müſſen. Der Veranlagungsbeamte hat 
im allgemeinen nicht die Kenntnis des Betriebs 
und die Fachkenntniſſe, die erforderlich ſind, um den 
Feuerverſicherungswert richtig zu würdigen. Eine Heran⸗ 
ziehung der Feuerverſicherungswerte ſchon im Veranlagungs⸗ 
verfahren wird deshalb auf Ausnahmen beſchränkt 
bleiben müſſen. Der Oberfinanzpräſident Leipzig wird die 
Finanzämter ſeines Bezirks deswegen noch mit ge⸗ 
nauerer Anweiſung verſehen. Ein Rd F⸗Erlaß 
im Sinn meiner Ausführungen iſt inzwiſchen ergangen 
(Hinweis auf RStBl 1940 S. 843). 


3. Erhöhte Wiederbeſchaffungskoſten für betriebsarteigene 
Wirtſchaftsgüter 

Es find in Abſchnitt 26 VStR für die betriebsart⸗ 
eigenen Wirtſchaftgüter die erhöhten Wieder ⸗ 
beſchaffungskoſten als maßgebend bezeichnet worden. 
Die Richtlinien lehnen ſich eng an die Ausführungen 
des Herru Staatsſekretärs in Band! von „Buch⸗ 
führung, Bilanz und Steuern“ an. 

Betriebsarteigene Wirtſchaftsgüter ſind ſolche, deren 
Erſatz mehr als einen Tag Zeit in Anſpruch 
nimmt und deren unerwartete Erſatznotwendig⸗ 
keit zu einer Behinderung in der Fortführung 
des Betriebs führen würde. Es können bei der Be⸗ 
urteilung dieſer Vorausſetzungen nicht die gegenwärtigen 
Kriegsverhältniſſe zugrunde gelegt werden. Wir 
haben deshalb in die Richtlinien die Worte „unter ge⸗ 
wöhnlichen Verhältniſſen“ eingefügt. Auch 
Schreibmaſchinen, Büromaſchinen uſw. ſind 
heute nicht täglich erſetzbar. Sie gehören trotzdem 

nicht zu den betriebsarteigenen Wirtſchafts⸗ 


gütern. Sie ſind als täglich erſetzbare Wirtſchaftsgüter 
mit den „gewöhnlichen“ Wiederbeſchaffungs⸗ 
koſten anzuſetzen. 

Ein Finanzamt hat angeregt, für die Bemeſſung des 
Zuſchlags, der bei den erhöhten Wiederbe⸗ 
ſchaffungskoſten angeſetzt werden ſoll, Grundſätze 
aufzuſtellen. Wir können dieſer Anregung nicht ent⸗ 
ſprechen. Die Verhältniſſe liegen in den verſchiedenen 
Wirtſchaftszweigen und auch in den einzelnen Betrieben zu 
N Es laſſen ſich keine Richtlinien auf⸗ 
tellen. 


4. „Geſellſchafterdarlehen“ und „Geſellſchafterſchulden“ bei 
Perſonengeſellſchaften 

Der Abſchnitt 2 VStR weiſt auf die Rechtſprechung 
es Reichsfinanzhofs über die Behandlung von 
eſellſchafterdarlehen und Geſellſchafter⸗ 
hulden bei Offenen Handelsgeſellſchaften 
ſw. hin. Es iſt an diefer Regelung in der Offentlichkeit die 
ritik geübt worden, daß die Geſellſchafter einer Per⸗ 
engeſellſchaft in dieſer Beziehung ſchlechter 
tel . ſeien als die Geſellſchafter einer Kapital- 
e 
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lUſchaft. Das Darlehn eines Kommandi⸗ 
n wird als Betriebsvermögen der Geſell⸗ 
chaft behandelt. Das Darlehn eines Geſell⸗ 
ſchafters einer Gmb kann abzugsfähig fein, 
wenn es ſich um ein wirklich echtes Darlehn handelt. Ich 
kann die angebliche Schlechterſtellung des Geſellſchaf⸗ 
ters einer Perſonengeſellſchaft nicht als ſehr bedeutſa m 
anſehen. Sie kann uns keine Veranlaſſung geben, 
an den Vorſchriften etwas zu ändern oder auf eine 
Anderung der Rechtſprechung des Reichsfinanz⸗ 
hofs hinzuwirken. Die ſteuerliche Behandlung der 
Perſonengeſellſchaften iſt eine gan z andere als die der 
Kapitalgeſellſchaften. Ich weiſe darauf hin, daß ſich bei 
den Kapitalgeſellſchaften immer eine Doppel⸗ 
beſteuerung ergibt. Es wird das Vermögen der 
Kapitalgeſellſchaft erfaßt. Der einzelne Geſell⸗ 
ſchafter muß außerdem den Wert ſeines Anteils 
nochmals verſteuern, und zwar nicht bloß zum 
Nennwert, ſondern oft zu einem Vielfachen des Nenn⸗ 
werts. Wenn ſich demgegenüber einmal in einer Hin⸗ 
ſicht eine etwas ſchlechtere Behandlung der Per⸗ 
ſonengeſellſchaft ergibt, ſo iſt das eine Folge der 
grundverſchiedenen Behandlung der beiden Ge⸗ 
ſellſchaftsarten. Es wird bei der Perſonengeſell⸗ 
ſchaft das in dem Betrieb arbeitende Ver⸗ 
mögen auf die beteiligten Geſellſchafter aufgeteilt. 
Bei der Kapitalgeſellſchaft iſt das ganz anders. 
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5. Nichtberückſichtigung von Ertragsausſichten bei der Be- 
wertung von Anteilen an Perſonengeſellſchaften 


Es iſt anderſeits aus der Praxis darüber Klage geführt 
worden, daß es nicht möglich ſei, bei der Bewertung 
von Anteilen an Perſonengeſellſchaften die 
Ertragsausſichten zu berückſichtigen. Es werden 
Beiſpiele gebracht, in denen ein Unternehmen jährlich 
Rieſengewinne erzielt, trotzdem aber die Anteile 
der Geſellſchafter am Betriebsvermögen nur zum Nenn⸗ 
betrag angeſetzt werden. Wir haben hier ein Gegen⸗ 
ſt ück zu dem vorher erörterten Fall. Es werden bei der 
Bewertung von Anteilen an Kapitalgeſell⸗ 
ſchaften die Ertragsausſichten in ſehr ſtar⸗ 
kem Maß berückſichtigt. Sie kennen alle das Berliner 
Verfahren, das für die Bewertung von Anteilen an 
Kapitalgeſellſchaften beſteht. Ich habe mich mit dieſem Ver⸗ 
fahren ausführlich in dem Salzburger Vortrag be⸗ 
ſchäftigt. Das Berliner Verfahren führt zu Werten, die, wie 
ich Schon erwähnt habe, oft ein Vielfaches des Nenn⸗ 
werts bedeuten. 

Die Beteiligung bei einer Perſonengeſellſchaft wird da⸗ 
gegen nur mit dem Nennwert angeſetzt, d. h. mit der⸗ 
jenigen Summe, die von dem Betriebsvermögen 
auf den Geſellſchafter entfällt. Es iſt dabei für 
die Berückſichtigung von Ertragsausſichten kein 
Raum. Auch das iſt eine Folge der verſchiedenen 
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Behandlung der Perſonengeſellſchaften und der Kapital⸗ 
geſellſchaften. Es iſt nicht möglich, bei einem Einzel ⸗ 
unternehmen die Ertragsausſichten bei der Bewertung 
zu erfaſſen. Die Perſonengeſellſchaften werden 
in dieſer Richtung genau jo behandelt wie die Ein- 
zelunternehmen. 

Wollte man zu einer Erfaſſung der Ertragsausſichten 
bei Perſonengeſellſchaften kommen, ſo müßte man die 
i Frage der Erfaſſung eines Be⸗ 
Ein Betriebs⸗ 


der Ertragsausſichten beiden Einzelunter⸗ 
nehmen und beiden Perſonengeſellſchaften 
würde die Finanzämter vor eine oft nicht lösbare 


Aufgabe ſtellen. 


6. Stille Beteiligung eines Ausländers 
Ich gehe gleich noch auf eine Frage ein, die von 


einem Oberfinanzpräſidenten vorgelegt worden 
iſt. Sie betrifft die beſchränkte Steuerpflicht bei 
der ſtillen Geſellſchaft. Es gehören § 77 NBew® 
gemäß zu dem Inlands vermögen eines beſchränkt 
Steuerpflichtigen auch die Forderungen aus der Be⸗ 
teiligung an einem inländiſchen Handels ⸗ 
gewerbe als ſtiller Geſellſchafter. Es wird zu 
dieſen Forderungen nicht bloß die Einlage ſelbſt zu 
rechnen fein. Es gehören auch alle anderen An⸗ 
ſprüche des ſtillen Geſellſchafters an das Unternehmen 
dazu. 

Beiſpiel: 

Ein Ausländer iſt an einem Inlandsunternehmen niit 
einer Einlage von 400 000 RM als ſtiller Geſellſchafter be⸗ 
teiligt. Er hat die Gewinne, die ihm zugefloſſen ſind, ſtehen 
laſſen Die Gewinne find nicht auf Beteiligungskonto, 
ſondern auf einem Privatkonto verbucht worden. Es hat ſich 
der Betrag von 290 000 RM angejammelt. Die Anſammlung 
iſt zum Teil durch Transferſchwierigkeiten verurſacht worden. 


Der Ausländer iſt in dem Beiſpiel nicht nur mit 
ſeiner Einlage von 400 000 RM 8beſchränkt ſteuer⸗ 
pflichtig. Auchdas Privatkonto gehört zu den Jor⸗ 
derungen aus der Veteiligung als ſtiller 
Geſellſchafter. Das Inlandsvermögen beträgt 
690 000 RM. Die ſtehen gelaſſenen Gewinnanteile und Zins⸗ 
gutſchriften ſtellen Forderungen dar, die aus der 
Beteiligung als ſtiller Geſellſchafter entſtanden 
ſind. Es kann zweifelhaft ſein, wie der Fall zu be⸗ 
handeln iſt, wenn der Geſellſchafter neben ſe iner Ein⸗ 
lage noch ein feſtverzinsliches Darlehn gegeben hat. Es 
wird dann ganz auf die Umſtände des einzelnen 
Falls ankommen. Man wird ſich aber im allgemeinen 
auf den Standpunkt ſtellen müſſen, daß ein ſolches Darlehn 
mit Rückſicht auf die ſtille Beteiligung ge⸗ 
geben worden iſt und auchzuden Forderungenaus 
der Beteiligung gehört. 

Der Oberfinanzpräſident, der die Frage vorgelegt hat, 
weiſt wegen der Gewinngutſchriften mit Recht auf das 
Gegenſtück hin. Sind Verluſte eingetreten und iſt 
der ſtille Geſellſchafter daran beteiligt, ſo würde er ſeine Ein⸗ 
lage um den Verluſt mindern. Dem entſpricht es, 
wenn auch die ſtehengebliebenen Gewinne der 
Einlage hinzugerechnet werden. 


7. Unköperliche Wirtſchaftsgüter 

Ich habe ſchon den Betriebsbeſtehenswert er⸗ 
wähnt und damit die Frage der Bewer tung der un⸗ 
körperlichen Wirtſchaftsgüter geſtreift. Es 
unterliegen in der O ſtmark unkörperliche Wirtſchafts⸗ 
güter in größerem Umfang einem Geſchäftsverkehr 
als im Altreich. Konzeſſionen aller Art werden dort 


als unkörperliche Wirtſchaftsgüter gehandelt, z. B. für 
Kaffeehäuſer und für Autotaxen. 

Es gab früher auch einen Handelin Konze fionen 
für Lichtſpielhäuſer. Der Handel iſt ſeit der 
Einführung des Reichskulturkammergeſetzes ver boten. 
Es kommt deshalb eine Bewertung dieſer Konzeſſionen 
nicht mehr in Betracht. 

Das gleiche Schickſal werden wohl ſehr bald 
andere Konzeſſionen haben, z. B. für Gaſtſtät⸗ 
ten und Kaffeehäuſer. Wir befinden uns inſoweit 
offenbar in einem Umbruch. Es iſt zu empfehlen, ſchon 
jetzt bei der Bewertung ſolcher Konzeſſionen nicht 
weiter zu gehen als im Altreich. 


8. Berückſichtigung von Stückzinſen als „Später fällige 
Einnahmen“ 

Es findet ſich im § 57 Abſatz 2 RBew d die Beſtim⸗ 
mung, daß der Wert von Wertpapieren nicht um 
einen Zuſchlag für laufende Zinſen erhöht 
werden darf. Wir haben anderſeits im Abſchnitt 29 BSR 
Grundſätze über die Berückſichtigung der 
ſpäter fälligen Einnahmen aufgeſtellt. Es ge⸗ 
hören zu den ſpäter fälligen Einnahmen auch die Zin⸗ 
ſen der feſtverzinslichen Wertpapiere. 
Beiſpiel: 

Eine Bank hat am 31. Dezember 1939 feſtverzinsliche 
Pfandbriefe zu 4½ b. H. im Nennwert von 100 000 RM. Die 
Zinſen werden halbjäbrlich im April und im Oktober für das 
abgelaufene Halbiahr fällig. Wie ſind ber der Vermögens- 
beſteuerung die Zinſen von 1125 RM zu behandeln, die auf 
die Zeit vom 1. Oltober bis 31. Dezember 1939 entfallen? 


Die Beſtimmung im § 57 RBewD iſt eine reine 
Bewertungsvorſchrift. Es könnte ohne dieſe Vor⸗ 
ſchrift zweifelhaft ſein, ob nicht ſchon der Wert de 3 
Wertpapiers um die Stückzinſen höher an- 
geſetzt werden müßte. Der höhere Anſatz wird durch 
die Bewertungsvarſchrift aus geſchloſſen. Eine ganz 
andere Frage iſt aber die, ob die Zinſen als ſelbſtän ⸗ 
dige Wirtſchaftsgüter angeſetzt werden müſſen. Die 
Regeln des Abſchnitts 29 VSM gehen inſoweit der 
Bewertungsvorſchrift des § 57 RBew DV vor. 
Ergibt es ſich, daß Stückzinſen nach den Grundſätzen 
des Abſchnitts 29 VER als ſpäter fällige Einnahmen unter 
den Beſitzpoſten erſcheinen müſſen, ſo kann es keinen 
Unterſchied machen, ob es ſich um Zinſen von 
Wertpapieren oder um andere Zinjen, 3. B. 
Hypothekenzinſen, handelt. Die St ückzinſen müſſen als 
ſpäter fällige Einnahmen trotz der Vorſchrift des 
8 57 Abſatz 2 RBeoDVangeſetzt werden. Die Regel gilt 
nur für buchführende Gewerbetreibende. Sie 
gilt nicht für Privatperſonen, Landwirte und 
nichtbuchführende Gewerbetreibende. Das 
ergibt ſich aus dem Ab ſatz 3 des Abſchnitts 29 VSt. 


9. Anſprüche aus regelmäßig wiederkehrenden Leiſtungen 

Es kommt für Privatperſonen, Landwirte 
und nichtbuchführende Gewerbetreibende 
der Abſchnitt 33 VStR in Betracht. Dieſer befaßt 
ſich mit der Frage, inwieweit die Anſprüche auf Zin⸗ 
ſen, Gehälter und andere regelmäßig wie⸗ 
derkehrende Einnahmen zum Vermögen gehören. 
Es wird von den Steuerpflichtigen oft eingewandt, 
daß es ſich inſoweit um Einnahmen handelt, die der 
Einkommenſteuer unterliegen, und daß eine noch⸗ 
malige Erfaſſung von der Vermögenſteuer eine Doppe I 
beſteuerung bedeuten würde. Der Einwand iſt nicht 
ſtichhaltig. Ein Steuerpflichtiger, der am Stichtag 
einen Anſpruch hat, ſteht in feiner Vermögens? 
lage beſſer da als einer, der den Anſpruch nich t hat. 
Wir können uns außerdem in Betrachtungen darüber, 
welcher Art ein Vermögenswert iſt, nicht ein ⸗ 
laſſe en. Wir würden ſonſt Unter ſchei dungen treffen 
müſſen, die oft nicht möglich ſind. 

Es darf von Zahlungen, die bereits zugefloſſen ſind, 
keinerlei Abzug gemacht werden. Der frühere 
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ſogenannte Dreimonatsabzug iſt bewußt be⸗ 
et worden. Er hatte zu Schwierigkeiten ge 
ührt. 

Der Abſchnitt 33 ſoll hauptſächlich den 
Steuerpflichtigen einen Anhalt geben, wie ſie ſich 
bei der Erklärung verhalten ſollen. Es handelt ſich 
in der Regel um Beträge, die nicht ſehr ins Gewicht 
fallen. Es wird für die Finanzämter im all⸗ 
gemeinen nicht viel Zweck haben, ſich beſonders darum 
zu kümmern, ob die Steuerpflichtigen in den Vermögens⸗ 
l die Regeln des Abſchnitts 33 befolgt 

aben. 


10. Penſionslaſten 

Wir haben in Abſchnitt 20 VSt auf die Behandlung 
der Penſionslaſten bei der Vermögensbeſteuerung 
hingewieſen. Es dürfen bei der Vermögensbeſteuerung im 
Gegenſatz zu der Einkommensbeſteuerung nur Ruhe⸗ 
gehaltsverpflichtungen gegenüber ehemali⸗ 
gen Gefolgſchaftsmitgliedern oder gegenüber 
Hinterbliebenen von Gefolgſchaftsmitgliedern be— 
rückſichtigt werden. 

Ein großes Unternehmen hat ſich für die Bewertung 
der Penſionslaſten die Beſtimmung im 816 Ab⸗ 
ſatz 5 RBew , zunutze machen wollen. Iſt der ge⸗ 
meine Wert der geſamten Nutzungen oder Leiſtungen 
nachweislich geringer oder höher als der 
Kapitalwert, der ſich bei Berückſichtigung der vor— 
geſchriebenen Vervielfältiger ergibt, jo iſt der nach- 
gewieſene gemeine Wert zugrunde zu legen. Das 
Unternehmen hat das Gutachten eines Verſiche⸗ 
rungsmathematikers beigebracht, wonach der Wert 
mit einem anderen Vielfachen als dem vor⸗ 
geſchriebenen angeſetzt werden müſſe. Es behauptet, 
daß es damit einen anderen gemeinen Wert nach⸗ 


gewieſen habe. Es verlangt den Anſatz des von dem 


Verſicherungsmathematiker berechneten Werts. 

Ein ſolches Verlangen iſt nicht gerechtfertigt. 
Die von dem Geſetz und jetzt von der Durchführungsverord— 
nung feſtgeſetzten Vervielfacher ſind nach 
Fühlungnahme mit Verſicherungskreiſen 
feſtgeſetzt worden. Sie find maßgebend. Es iſt nicht 
angängig, daß ein Steuerpflichtiger unter Berufung 
auf ein Sachverſtändigengutachten behauptet, er halte 
andere Vervielfacher für richtig. 


11. Forderungen von Juden an Nichtjuden 


Es iſt vorgekommen, daß Juden ihre Anſprüche an 
Nichtjuden nicht für vollwertig anſehen. Es liegt 
dem der Gedanke zugrunde, daß die Juden nicht in der 
Lage ſeien, ihre Anſprüche durchzuſetze n. Dieſe 
Auffaſſung entſpricht nicht den beſtehenden Vor ⸗ 
ſchriften. Die Juden find durch keine Vor ⸗ 
ſchrift gehindert, ihre Anſprüche gegen die Nicht⸗ 
luden durchzuſetzen. Die Anſprüche müſſen deshalb bei der 
Vermögenſteuerveranlagung voll angeſetzt werden. 

Es ergibt ſich daraus, daß auch bei dem Schuld ⸗ 
ner die Schuld voll angeſetzt werden muß. Es 
beſteht kein Grund den Abzug der Schuld zu verweigern 
oder zu mindern. Nur wenn der Jude offenſichtlich 
auf die Geltendmachung ſeiner Forderung verzichtet 
hat, iſt es möglich, den Abzug der Schuld zu verweigern. 
Das kann z. B. vorkommen, wenn der Jude ausgewan⸗ 
dert iſt und keinerlei Anſtalten getroffen hat, um 
ſeine Forderung oder ihre Zinſen durchzuſetzen. 


12. Schmuckgegenſtände 


Der Vordruck der Vermögenserklärung ſieht eine An⸗ 
gabe auch der Schmuckgegenſtände vor. Es iſt der 
Eindruck entſtanden, als ob die Schmuckgegenſtände jetzt 
erſtmalig anzugeben geweſen wären. Das iſt nicht 
der Fall. Die Beſtimmungen haben ſich nicht 
geändert. Wir haben lediglich den Vordruck mehr 
als früher mit dem Wortlaut der geſetzlichen 
Vorſchriften in Einklang gebracht. So haben die 


Schmuckgegenſtände vielleicht früher in den Vordrucken an 
einer verſteckteren Stelle geſtanden. Schmuck⸗ 
gegenſtände uſw. brauchen in der Vermögenserklärung 
nur angegeben zu werden, wenn ſie den Wert von 
10000 AM überſteigen. Die meiſten Steuerpflich⸗ 
tigen brauchen nichts anzugeben. Viele Steuerpflichtige 
haben ſich ohne Grund durch die Frage nach den 
Schmuckgegenſtänden beunruhigen laſſen. 


Der Vordruck verlangt noch eine Angabe über Edel⸗ 
metalle, Edelſteine und Perlen. Es ſind hier 
keine Schmuckgegenſtände anzugeben, ſondern nur die 
Metalle, Edelſteine und Perlen in un⸗ 
bearbeitetem Zuſtand. 


13. W e deren Erhaltung im öffentlichen Intereſſe 

iegt 

Die Beſtimmung im § 74 RBew DV befaßt ſich mit 
Grundſtücken und mit anderen Wirtſchafts⸗ 
gütern, deren Erhaltung im öffentlichen 
Intereſſe liegt. Es find das ſolche, die eine Bedeu⸗ 
tung für Kunſt, Geſchichte oder Wiſſen⸗ 
ſchaft haben oder die für Zwecke der Volkswohl⸗ 
fahrt der Allgemeinheit zur Benutzung zugäng⸗ 
lich gemacht ſind. Solche Wirtſchaftsgüter ſind nur mit 
40 oder 20 v. H. ihres Werts anzuſetzen. Das gilt 
für Grundſtücke nur, wenn die jährlichen 
Koſten in der Regel die erzielten Einnahmen 
und die ſonſtigen Vorteile überfteigen. 


Dieſe Vorſchriften gelten nur für die Veran: 
lagung der Vermögenſteuer. Das ergibt ſich 
aus der Stelle, an der der § 74 ſteht. Der § 74 iſt 
zu den $$ 73 und 77 des Geſetzes ergangen; das find 
die Paragraphen über das Geſamtvermögen und 
über das Inlandsvermögen. § 74 gilt nur für 
die Ermittlung des Geſamtvermögens und 
des Inlands vermögens, alſo praktiſch nur für die 
Vermögenſteuer. 


Es bleibt für die Grundſteuer der volle nach 
den ſonſtigen Vorſchriften berechnete Wert als Ein⸗ 


heitswert beſtehen. Der Einheitswert iſt von der 


Bewertungſtelle feſtzuſtellen und der Veranlagung⸗ 
ſtelle mitzuteilen. Der Anſatz des Werts mit 40 v. H. 
oder mit 20 v. H. iſt dagegen ausſchließlich Sache 
der Veranlagungſtelle. Es wird dadurch kein 
neuer Einheitswert geſchaffen. Der beſtehende Ein⸗ 
heitswert wird ausnahmsweiſe nur mit 40 oder mit 
2 0 v. H. angeſetzt. Darüber, ob die Vorausſetzungen 
dazu erfüllt ſind, hat die Veranlagungſtelle zu 
entſcheiden. Die Bewertungſtelle kann höchſtens 
gutachtlich mitwirken. 


Lieſt man den $ 74 losgelöſt aus dem Zu⸗ 
ſammenhang, ſo kann leicht eine mißverſtänd⸗ 
liche Auffaſſung aufkommen. Ich weiſe deshalb auf 
die eingeſchränkte Bedeutung des § 74 be⸗ 
ſonders hin. 


14. Abzug von Schulden bei der Aufbringungsumlage 


Es ſind bei der Aufbringungsumlage beſtimmte 
Wirtſchaftsgüter aus dem Betriebsvermögen aus⸗ 
zuſcheiden. Es müſſen auch die mit dieſen Wirtſchafts⸗ 
gütern in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehenden 
Schulden ausgeſchieden werden. Zweifel ſind darüber 
entſtanden, in welcher Weiſe die auszuſcheidende Schuld zu 
berechnen iſt, wenn die Schulden nicht unmittel⸗ 
bar zu einem beſtimmten Vermögensteil, 
fondern zu der Geſamtheit des Betriebs- 
vermögens in Beziehung ſtehen. Es kommen ins⸗ 
beſondere Schulden, die zum Erwerb, zur Erweite⸗ 
rung oder zur Verbeſſerung des ganzen 
Unternehmens aufgenommen worden find, in Be⸗ 
tracht. Der Reichs fin anzhof hat kürzlich zu der Frage 
Stellung genommen. Er vertritt die Auffaſſung, daß ſolche 
Schulden im Weg der reinen Verhältnisrech⸗ 
nung auf den aufbringungspflichtigen Teil und auf den 
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aufbringungsfreien Teil des Betriebsvermögens zu ver⸗ 
teilen ſind. 


Beiſpiel: 
Ein gewerblicher Betrieb hat ein Betriebsvermögen 
von 1800000 RM. Einem Aktivvermögen von Mil⸗ 


lionen RM ſtehen 1,2 Millionen RM Schulden gegenüber. 
Das Aktivvermögen beſteht zur Hälfte aus einem land- und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebsgrundſtück. Die Schulden von 
12 Millionen RM find zur Hälfte auf das von der Auf⸗ 
bringungsumlage befreite land⸗ und ſorſtwirtſchaftliche Be⸗ 
triebsgrundſtück und zur Hälfte auf das übrige Vermögen zu 
rechnen. Es iſt folgende Rechnung aufzuſtellen: 
Einheitswert des Betriebspermögens . . 1800 00 RM 
ab land⸗ und forſtwirtſchaftliches Betriebs⸗ 
grundſtück „50 1 500 000 RM 
300 000 RM 
zuzurechnen auf das land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Betriebsgrundſtück entfallende 
Schulden ae 


aufbringungspflichtiges Vermögen 


600 000 R 
900 000 RM. 


15. Unterſchied zwiſchen Neuveranlagung und Nachveran⸗ 
lagung 
Eine Anfrage läßt erkennen, daß der Unterſchied 
zwiſchen Neuveranlagung und Nachveran⸗ 
lagung noch nicht immer richtig erfaßt iſt. Ich gehe 
deshalb noch kurz darauf ein. 


Wir nehmen das folgende an: Es hat jemand ſchon 
immer in Deutſchland gelebt und nur deswegen 
keine Vermögenſteuer bezahlt, weil er kein 
Vermögen beſaß. Erwirbt er Vermögen, ſo iſt das 
kein Grund zu einer Nachveranlagung, ſondern 
zu einer Neuveranlagung. Er iſt nicht neu in 
die perſönliche Steuerpflicht eingetreten. Es hat 
ſich nur ſein Vermögen geändert. Das iſt ein 
Grund zu einer Neuveranlagung. Der Unter⸗ 
ſchied iſt von Bedeutung, weil für die Neuveran⸗ 


lagung beſtimmte Grenzen überſchritten fein 
müſſen, für die Nachveranlagung dagegen nicht. 
Hat der Steuerpflichtige ſchon früher Ver⸗ 
mögen beſeſſen, das die Freibeträge nicht über⸗ 
ſtieg, und find Zweifel möglich, ob die Neuveran⸗ 
lagungsgrenzen überſchritten find, ſo muß 
nachträglich eine Feſtſtellung des Vermögens 
für den früheren Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt vorgenommen werden. Es iſt dann leicht möglich, 
feſtzuſtellen, ob die Fortſchreibungsgrenzen überſchritten 
ſind. Es wird über dieſe Vermögensfeſtſtellung für den 
früheren Zeitpunkt kein beſonderer Beſcheid er⸗ 
teilt. Die Feſtſtellung wird aber in den Akten feſt⸗ 
zuhalten ſein. 
Beiſpiel: 
Ein kinderlos verheirateter Steuerpflichtiger iſt zum 
1. Januar 1940 nicht zur Vermögenſteuer veranlagt worden. 
Sein Vermögen beträgt am 1. Januar 1941 22 000 RM. 
Das Finanzamt erfährt davon und ſtellt feit, daß der Steuer⸗ 
pflichtige am 1. Januar 1940 19000 RM Vermögen beſeſſen 
hat. Eine Neuberanlagung muß unterbleiben, weil die Neu⸗ 
veranlagungsgrenze nicht überſchritten iſt. 
Beträgt das Vermögen 23 000 RM, ſo iſt die Neuveran⸗ 


lagung moglich. 


Das gleiche gilt beim Betriebsvermögen hin⸗ 
ſichtlich des Unterſchieds zwiſchen Wertfort che 
bung und Nachfeſtſtellung. Hat ein Betrieb ſchon 
beſtanden und iſt die Einheitsbewertung nur wegen Ge⸗ 
ringfügigkeit unterblieben, ſo führt eine 
ipätere Vermögenserhöhung nicht zu einer 
Nachfeſtſtellung, ſondern zu einer Wert ee 
ſchreibung. 

Beiſpiel: 
Das Betriebsvermögen eines Handwerkers beträgt am 
1. Januar 1940 2 000 RM. Es wird keine Einheitsbewertung 
des Betriebsvermögens vorgenommen. Das Betriebsvermögen 
erhöht ſich zum 1. Januar 1941 auf 7 000 RM. Es iſt keine 
Nachfeſtſtellung, ſondern eine Wertfortſchreibung vorzunehmen. 
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1. Die Entwicklung der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs zur 
Frage der Unkoſtenerſtattung an Tochtergeſellſchaften und 
Syndikate; 

„Wie wird die weitere Entwicklung der Rechtſprechung verlaufen? 
a) Aufgabe der Zweckwillenslehre? 

b) Wiederaufleben der Zweckwillenslehre? 


do 


e) die inneren Gründe für die Aufſtellung der Zweckwillens⸗ 
lehre; 
8. Der Reichsfinanzhof hält feine Grundſätze aufrecht, a 
a) die Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Erforderniſſe des 
Einzelfalles, 
p) zwei Beiſpiele aus der Rechtſprechung; 
4. Folgerung aus der gewonnenen Erkenntnis. 


1. Die Entwicklung der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 
zur Frage der Unfoftenerftattung an Tochtergeſellſchaften 
und Syndikate 

Die Eckpfeiler der Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs 
zur Frage der Unkoſtenerſtattung an Tochtergeſellſchaften 
und Syndikate ſind die bereits im einzelnen behandelten 
folgenden Urteile: 


a) das Urteil vom 26. 10. 1932 II A 666/31 (Amtl. Slg. 
23,32 S. 145 und RSthBl 1933 S. 60), das die vom 
Reichsfinanzhof aufgeſtellte Zweck w illenslehre 
mit den daraus ſich ergebenden Folgen entwickelte; 


die Urteile vom 27. 9. 1933 II A 535/33 (RStöl 1933 
S. 1324) und 12. 4. 1935 II A 477/33 (Amtl. Slg. Bd. 37 
S. 302), wonach eine Tochtergeſellſchaft, deren Zweck in 
dem Abſchluß oder in der Vermittlung von Ver ⸗ 
kaufs⸗ oder Einkaufsgeſchäften für die 


b 


— 


Muttergeſellſchaft beſteht, im Umfang diefer 
Zweckbeſtimmung auch die Beauftragte, Agentin 
oder Pommifftonärin der Muttergeſellſchaft ſein 
kann, und wonach das für dieſe Tätigkeit im handels⸗ 
üblichen Ausmaß gewährte Entgelt oder der Unkoſten⸗ 
erſatz geſellſchaftſteuerfrei il, 


e) die Urteile vom 17. 5. 1935 II A 304/33 (Amtl. Slg. Bd. 38 
S. 23 und RStBl 1935 S. 875) und II A 153/34 (Amtl. 
Slg. Bd. 37 S. 352 und NSS 1935 S. 779), 2. u 
1935 II A 41/35 (Amtl. Slg. Bd. 38 S. 324 und RStB 
1935 S. 1573) und 2. 4. 1937 II A 89/36 (Amtl. Slg. 
Bd. 41 S. 162 und RStBl 1937 S. 639), worin zwiſchen 
der mit der Verkaufstätigkeit notwendig 
verbundenen marktordnen den Tätigkeit 
und der von der Verkaufstätigkeit unab- 
hängigen marktordnenden Tätigkeit 
unterſchieden wird. 


= 
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2. Wie wird die weitere Entwicklung der Rechtſprechung 
verlaufen? 


Verfolgt man dieſen Weg ſeit dem ſogenannten Zweck⸗ 
willens⸗Urteil vom 26. 10. 1932, ſo liegt darin eine Entwick⸗ 
lung, die zweifellos eine erhebliche Ausweitung des 
urſprünglich vom Reichsfinanzhof eingenommenen Stand— 
punktes enthält. Iſt dieſe Entwicklung nunmehr abge- 
ſchloſſen, oder was wird die künftige Rechtſprechung 
ergeben? Das iſt die Frage, die man ſich allgemein vorlegt. 


Wie bereits ausgeführt, ſchweben zurzeit noch ver⸗ 
ſchiedene Rechtsbeſchwerden von beſonderer Bedeutung, von 
deren Entſcheidung eine weitere Klärung zu erwarten iſt. 
Man könnte meinen, daß es müßig ſei, die aufgeworfene 
Frage zu beantworten, ſolange nicht der Reichsfinanzhof 
ſelbſt geſprochen hat. Für die Fälle, die denen zurzeit in der 
Rechtsbeſchwerde befindlichen gleichen, kann ein Ab- 
warten angezeigt ſein. Es wird aber niemals der Zuſtand 
eintreten, daß durch die jeweils vorliegende Rechtſprechung 
alle auftauchenden Probleme gelöſt werden können. Gegen⸗ 
ſtand der Streitfragen ſind gerade auf dem hier behandelten 
Gebiet Wirtſchaftsvorgänge der verſchiedenſten Art. 
Wie das Leben, ſo ſind auch dieſe wirtſchaftlichen Vorgänge 
nicht ſtarr, ſondern ſtändig fließend, ſich ſtets 
verändernd und den jeweiligen Bedürfniſſen ſich an- 
paſſend. Man kann deshalb derartige Vorgänge nicht in 
Schablonen einpreſſen und nicht nach Schablonen beurteilen. 
Man wird ſich immer wieder vor die Notwendiakeit geſtellt 
ſehen, ſelbſtſchöpferiſch nach einer Entſcheidung zu 
ſuchen. Wenn dabei ſelbſtverſtändlich die vom Reichsfinanz⸗ 
hof bereits aufgeſtellten Grundſätze der Ausgangs- 
punkt der Entſcheidung ſind, ſo bleibt doch die Löſung 
eines neu auftretenden Problems vorerſt immer der ſchöpfe— 
riſchen Rechtsfindung des Einzelnen überlaſſen. Die 
Grundlage dafür gewinnt man, wenn man ſich die 
inneren Gründe die zu der dargeſtellten Entwicklung 
der Rechtſprechung geführt haben, klarmacht. 


a) Aufgabe der Zweckwillenslehre? 


Man hört oft, der Reichsfinanzhof habe im Laufe der 
Zeit feine Zweckwillenslehre aufgegeben oder doch fo 
ſtarkdurchlöchert, daß von ihr nicht mehr viel übrig ge⸗ 
blieben ſei. Die Anerkennung, daß eine Tochtergeſellſchaft, 
deren Zweck in dem Abſchluß oder in der Vermittlung von 
Ein⸗ oder Verkaufsgeſchäften für die Muttergeſellſchaft be- 
ſteht, im Umfang dieſer Zweckbeſtimmung die Beauf⸗ 
tragte, Agentin oder Kommiſſionärin der 
Muttergeſellſchaft ſein kann, ſpricht in der Tat für dieſe 
Anſicht. 


b) Wiederaufleben der Zweckwillenslehre? 

Anderſeits ſagt man im Hinblick auf die vom Reichs- 
finanzhof in den bezeichneten Urteilen vom 17. 5. 1935, 
22. 11. 1935 und 2. 7. 1937 vorgenommene Unterſcheidung 
zwiſchen einer mit der Verkaufstätigkeit notwendig ver⸗ 
bundenen und nicht notwendig verbundenen markt⸗ 
ordnenden Tätigkeit und auf die in Zuſammenhang damit 
ſtehende unterſchiedliche geſellſchaftſteuerliche Behandlung 
der Unkoſtenerſtattung, daß der Reichsfinanzhof feine Zweck⸗ 
willenslehre wieder habe aufleben laſſen. 


c) Die inneren Gründe für die Aufſtellung 
der Zweckwillenslehre 


, Bei genauer Unterſuchung kann dieſe Betrachtungs⸗ 
weiſe nicht als richtig anerkannt werden. Auf den erſten 
Blick ſcheint allerdings der Reichsfinanzhof zunächſt ſeine 
Zweckwillenslehre verlaſſen zu haben. So ſpricht er z. B. in 
der Entſcheidung vom 12. 4. 1935 II A 477/85 (Amtl. Slg. 
Bd. 37 S. 302) ſelbſt davon, daß „inſoweit in Abweichung 
von dem in der Entſcheidung Bd. 32 S. 145 vertretenen 
Standpunkt der Organiſierung des Zweckwillens anzu⸗ 
erkennen“ iſt, „daß eine Untergeſellſchaft auch im Rahmen 
ihrer Zweckbeſtimmung nicht nur als Agentin, ſondern auch 
als Kommiſſionärin tätig ſein kann“. Weſentlich iſt in 
dieſem Zuſammenhang weniger der Umſtand, daß eine 
Untergeſellſchaft auch als Kommiſſionärin tätig ſein kann, 
ſondern daß der Reichsfinanzhof dieſe Ausdehnung in Ab⸗ 


weichung des bisher vertretenen Standpunkts der „Orga⸗ 
niſierung des Zweckwillens“ vorgenommen hat. Löſt man 
ſich jedoch von dem buchſtäblichen Ausdruck, und geht man 
von den größeren Zuſammenhängen aus, ſo kommt man zu 
folgendem: 

Die Rechtsbeziehungen zwiſchen der Organgeſellſchaft 
und ihren Geſellſchaftern in bezug auf die den Tochtergeſell⸗ 
ſchaften und Syndikaten erſtatteten Unkoſten mußten für die 
geſellſchaftſteuerliche Behandlung eine Klärung 
erfahren. Für das Gebiet der Geſellſchaftſteuer hatte der 
Reichsfinanzhof bekanntlich die Organtheorie immer ab- 
gelehnt. Wenn es nunmehr galt, das Verhältnis der Organ- 
geſellſchaft zu ihren Geſellſchaftern geſellſchaftſteuerlich zu er⸗ 
faſſen, ſo bedeutete es eine konſequente Fortführung der in 
der Ablehnung der Organtheorie liegenden Ideen, wenn der 
Reichsfinanzhof auch hier nicht das Organverhältnis, ſondern 
das abſtrakte Geſellſchafts verhältnis für die 
ſteuerliche Behandlung maßgeblich ſein ließ. Schließlich war 
doch nur die logiſche Durchführung des bekannten Grundſatzes, 
daß derjenige, welcher zwiſchen ſich und den Verkehr eine 
neue Rechtsperſönlichkeit einſchiebt, neben den Vorteilen, die 
ihm die Verwirklichung ſeines Wirtſchaftswillens in einer 
beſonderen Rechtsform bringt, auch die ftenerrechtlichen 
Folgen zu tragen hat. So iſt die Zweckwillenslehre ent⸗ 
ſtanden als eine Folge der Ablehnung der 
Organtheorie. 


3. Der Reichsfinanzhof hält ſeine Grundſätze aufrecht 


Mit dem Standpunkt, der mit dem Argument des 
Zweckwillens begründet wurde, hatte der Reichsfinanz⸗ 
hof einen feſten Ausgangsvunkt in der Frage der 
Unkoſtenerſtattung geſchaffen. War bis dahin die Recht- 
ſprechung zu dieſer Frage ungleichmäßig und 
ſchwankend, ſo war nunmehr ein gewiſſer Abſchluß 
gefunden. Damit war jedoch nicht geſagt, daß der einmal 
aufgeſtellte Grundſatz gleichmäßig für alle Fälle aus⸗ 
nahmslos und ſtarr Anwendung finden müſſe. Wenn der 
Reichsfinanzhof in ſeinen ſpäteren Urteilen die Möglichkeit 
anerkannte, daß eine Tochtergeſellſchaft unter beſtimmten 
Vorausſetzungen auch Agentin oder Kommiſſio⸗ 
närin der Muttergeſellſchaft ſein könne, ſo kann darin 
noch nicht die Aufgabe der Zweckwillenslehre geſehen 
werden. Der Reichsfinanzhof hat damit lediglich den Be⸗ 
dürfniſſen des Wirtſchaftslebens entſprochen, ohne damit 
ſeinen Grundſatz aufzugeben. Der Reichsfinanzhof erklärt 
zum Beiſviel in der Entſcheidung vom 31. 3. 1935 II A 
422/34 (Amtl. Slg. Bd. 38 S. 309, 311), daß das Verhältnis 
zwiſchen Tochtergeſellſchaft und Muttergeſellſchaft nicht 
ansſchließlich unter dem Geſichtspunkt des Zweck— 
willens zu betrachten ſei, und fährt dann fort: „Der Senat 
iſt dabei non der Erwägung ausgegangen, daß für die Han- 
delsgeſchäfte betreibenden Kaufleute als unterſtützende 
Organe das Inſtitut der Agenten und Kommiſſionäre ſich 
beſonders eingebürgert und ausgebildet hat. Es wäre daher 
für eine Handelsgeſellſchaft unbillig, wenn ſie mit Ein⸗ 
und Verkaufsgeſchäften nicht auch eine Untergeſellſchaft als 
Agentin oder Kommiſſionärin beauftragen könnte, woraus 
ſich dann ergibt, daß eine in dieſem Sinn tätige Untergeſell⸗ 
ſchaft inſoweit auch Anſpruch auf Leiſtungsentgelt und Erſatz 
der Aufwendungen hat.“ 


a) Die Berückſichtigung der wirtſchaftlichen 

Erforderniſſe des Einzelfalls 

Daraus folgt, daß der Reichsfinanzhof ſeine Zweck⸗ 
willenslehre nicht aufgeben wollte und auch nicht auf⸗ 
gegeben hat, ſondern ſie in einer Weiſe anwendet, die den 
Gegebenheiten des Einzelfalls und feinen wirtſchaftlichen 
Erforderniſſen entſpricht. Das deckt ſich auch mit der 
allgemein-rechtlichen Begriffsbeſtimmung des Begriffs 
nah wonach „Grundſatz“ heißt: „Nicht ohne Aus⸗ 
nahme“. 

Der Reichsfinanzhof hat dabei den Geſichtspunkt des 
Leiſtungsaustauſchs in den Vordergrund treten 
laſſen. Geht man aber von dem Begriff des Leiſtungs⸗ 
austauſchs aus, fo folgt daraus, daß für die bis dahin ab⸗ 
gelehnte Organtheorie auchkünftig kein Raum iſt. Bei 
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der Organtheorie, die in der Untergeſellſchaft ein 
unſelbſtändiges Organ der Obergeſell⸗ 
ſchaft ſieht, tritt letztere ſelbſt als Leiſtende vermittels der 
Untergeſellſchaft auf. Davon kann aber nicht die Rede ſein, 
wenn man von einem Leiſtungsaustauſch zwiſchen Ober⸗ 
geſellſchaft und Untergeſellſchaft ſpricht. Siehe Urteil vom 
12. 4. 1935 II A 477/35, Amtl. Slg. Bd. 37 S. 302, 305. 

Aus dieſen Erwägungen heraus iſt der Gedonke, der 
Reichsfinanzhof habe die Zweckwillenslehre au fgegeben 
oder auch nur ſtark durchlöchert, unrichtig. Aus 
dem gleichen Grund kann man hinſichtlich der ſpäteren Ent⸗ 
ſcheidungen auch nicht davon ſprechen, daß der Reichsfinanz⸗ 
hof ſeine Zweckwillenslehre ſpäter wieder au fae- 
nommen habe. Abgeſehen davon, daß das eine rück— 
läufige Bewegung wäre, liegt es auch hier wieder ſo, daß der 
Einzelfall je nach ſeinen Umſtänden eine — wenn auch unter 
Aufrechterhaltung des Grundſatzes — dieſen Umſtänden ent⸗ 
ſprechende Beurteilung erfahren hat. 


b) Zwei Beiſpiele aus der Rechtſprechung 


In dieſem Zuſammenhang iſt auf ein Urteil des Finanz⸗ 
gerichts Berlin vom 20. 1. 1939 (Fg. V k Nr 106 — 108/38) 
hinzuweiſen. Der Sachverhalt war der folgende: 


Ein Verſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit gewährt 
ſeinen Mitgliedern § 1 ſeiner Verſicherungsbedingungen 
gemäß in der Abteilung I die Ausführung der Feuer⸗ 
beſtattung und in der Abteilung IT eine Bargeldleiſtung. 
Das Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung verlangte die 
Abtrennung der „verſicherungsfremden“ Beſtattung. Dieſem 
Verlangen wurde dadurch entiprochen, daß eine Tochtergeſell⸗ 
ſchaft in Form einer Gmb gegründet wurde. Gegenſtand 
dieſer GmbS war & 2 des Geſellſchaftsvertrags gemäß die 
Beſtattung der Mitglieder der Muttergeſellſchaft. Die 
GmbH, deren Geſchäftsbetrieb nicht auf Erwerb gerichtet 
war, hatte die Beſtattungen zum Selbſtkoſtenpreis durchzu⸗ 
führen. Die durch die Beſtattungen entſtandenen Koſten 
wurden durch die Muttergeſellſchaft gedeckt. Das Finanzamt 
forderte von dem ſeitens der Muttergeſellſchaft im Laufe der 
Jahre erfolgten Koſtenerſatz die Geſellſchaftſteuer. 

Das Finanzgericht hat die Steuerpflicht verneint. 
Die Tochtergeſellſchaft ſei hier allerdings weder als die 
Agentin noch als Lommiſſionärin für die Muttergeſellſchaft 
tätig geworden. Sie leiſte auch keine Ein- oder Verkaufs⸗ 
tätigkeit. Die Tochtergeſellſchaft habe die an ſich der Mutter⸗ 
geſellſchaft als Verſicherungsleiſtung obliegende Durch⸗ 
führung der Beſtattung der Mitglieder vorgenommen, ſo 
daß es ſich bei dem Erſatz der ihr dadurch entſtandenen 
Koſten um einen Leiſtungsaustauſch handele. Bei ſinn⸗ 
nemäher Anwendung der vom Reichsfinanzhof aufgeſtellten 
Grundſätze käme unter dieſen Umſtänden die Geſellſchaft⸗ 
ſteuer nicht in Betracht. 


Das Finanzamt hat die anfangs gegen dieſes Urteil ein- 
gelegte Rechtsbeſchwerde im Hinblick auf ein in⸗ 
zwiſchen ergangenes Urteil des Reichsfinanzhofs vom 5. 5. 
1939 II A 146/38 (RStBl 1939 S. 714) zurück⸗ 
genommen. 

In dieſem Urteil handelte es ſich darum, daß ein Kraft⸗ 
werk den von ihm erzeugten Strom an ſeine Geſellſchafter 
liefert und dieſe ihm dafür die Unkoſten im Verhältnis der 
gelieferten Strommenge vergüten. Der Reichsfinanzhof hat 
die Geſellſchaftſteuerpflicht hinſichtlich dieſer Unkoſten⸗ 
erſtattungen verneint. Nachdem er die Frage der Wert⸗ 
gleichheit von Leiſtung und Gegenleiſtung geprüft hat, hat 
er die in einem ähnlichen Umſatzſteuerfall (Urteil vom 18. 11. 
1937 — V 400/36 —, das nicht veröffentlicht iſt) von dem 
Herrn Reichsminiſter der Finanzen gemachten Ausführungen 
mit zum Inhalt ſeiner jetzigen Begründung gemacht und er⸗ 
klärt: Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe lägen hier ebenſo 
wie bei einer Einkaufsgeſellſchaft. Der Unterſchied beſtehe 
allein darin, daß im vorliegenden Fall die Geſellſchaft ge⸗ 
gründet worden ſei, um den Strom für ihre Geſellſchafter 
nicht einzukaufen, ſondern ſelbſt zu erzeugen. 


4. Folgerung aus der gewonnenen Erkenntnis 

Hat der Reichsfinanzhof bis dahin für die Steuerfreiheit 
der Unkoſtenerſtattungen neben den ſonſtigen Voraus⸗ 
ſetzungen immer das Vorliegen einer Ein- oder Verkaufs- 
tätigkeit der Untergeſellſchaft erfordert, ſo iſt er in dieſem 
Sonderfall davon abgegangen. Dennoch kann man 
auch hier nicht ſagen, der Reichsfinanzhof habe ſeine alten 
Grundſätze aufgegeben. Er hat wiederum nur die 
beſtehenden Grundſätze den wirtſchaftlichen 
Bedürfniſſen des Einzelfalls angepaßt. 
Das iſt der rote Faden, der ſich durch die Rechtſprechung 
zu dieſer Frage hin durchzieht. Man wird annehmen 
können, daß der Reichsfinanzhof zu einer wirklichen Ande⸗ 
rung ſeiner Auffaſſung in dem Sinn, daß er die in der 
Zweckwillenslehre enthaltenen Grundſätze aufgibt und das 
Verhältnis der Untergeſellſchaften zu den Obergeſellſchaften 
einer anderen Beurteilung unterzieht, nicht kommen wird. 
Man muß vielmehr, wenn man dieſe Entwicklung verfolgt, 
davon ausgehen, daß er unter Aufrechterhaltung feiner 
bisher vertretenen Grundſätze auf der gleichen Ebene 
weitergehen und lediglich Anpaſſungen da vornehmen 
wird, wo die Beſonderheit de's Einzelfalls es er⸗ 
ak Dieſe Linie zeigt aber die Richtung für die weitere 

rbeit. 

Mögen in dem hier behandelten Problemkreis auch noch 
verſchiedene Fragen ungelöft fein, die ſich aus Einzelfällen 
ergeben, ſo wird bei dieſer Betrachtungsweiſe die oft er⸗ 
hobene Frage, wie ſich der Reichsfinanzhofen un mehr ver⸗ 
halten werde, zum Vorteil der eigenen Entſcheidungsfreudig⸗ 
keit eine geringere Bedeutung erhalten. 


Die Aufhebung der Zollgrenze gegen das Protektorat Böhmen und Mähren 


Von Regierungsrat Dr. Martinstetter, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Einführung 

Im Reichsgeſetzblatt I S. 1238 ift die Verordnung über 
Zölle, Verbrauchſteuern und Monopole im Protektorat 
Böhmen und Mähren vom 16. September 1940 erſchienen. 
Durch dieſe Verordnung iſt am 1. Oktober 1940 die Zoll⸗ 
grenze zwiſchen dem Reich und dem Protektorat aufgehoben 
worden. 


2. Das Protektorat als ſelbſtändiges Wirtſchaftsgebiet 
Die hoch induſtrialiſierte Wirtſchaft Böhmens und 
Mährens war zur Zeit des öſterreichiſch-ungariſchen Habs⸗ 


. > 


5. Die wirtſchaftlichen Folgen der Aufhebung der Zollgrenze, 
6. Die Reichsfinanzverwaltung im Protektorat, 

7. Das Steuerſtrafverfahren im Protektorat, 

8. Finanzausgleich. 


burgerſtaates Lieferant für einen Binnenmarkt von 50 Mil⸗ 
lionen Menſchen. Drei Viertel der induſtriellen Erzeugungs⸗ 
kapazität der Doppelmonarchie befanden ſich in Böhmen 
und Mähren. 


Mit der Schaffung der Nachfolgeſtaaten wurde plötzlich 
der Abſatzmarkt beſchnitten. Die Tſchecho⸗Slowakei konnte 
nur ein Viertel ihrer eigenen Induſtrieerzeugniſſe auf⸗ 
nehmen. Die dadurch erforderlich gewordene Umſtellung 
von dem Binnenhandel im alten Hſterreich auf den Abſatz 
am Weltmarkt war für Induſtrie und Bevölkerung ſehr 
ſchmerzhaft. Die böhmiſch⸗mähriſche Wirtſchaft konnte nur 
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langſam und nur unter ſchweren Opfern, die auch den 
Lebensſtand der Bevölkerung außerordentlich verminderten, 
einen Außenhandel entwickeln. Trotz aller Anſtren⸗ 
gungen wurde in der damaligen Tſchecho⸗Slowakei der 
volle Einſatz aller Arbeitskräfte nie wieder erreicht. Auf 
der Induſtrie laſtete die ſtändige Sorge um den Abſatz im 
Außenhandel. In dieſer Lage befanden ſich Böhmen und 
Mähren noch, als das Protektorat geſchaffen wurde. 

Bereits durch Artikel 9 des Erlaſſes des Führers und 
Reichskanzlers über das Prokektorat Böhmen und Mähren 
vom 16. März 1939 (RGBl J S. 485, R3Bl S. 393) wurde 
beſtimmt, daß das Protektorat zum Zollgebiet des 
Deutſchen Reichs gehört und feiner Zollhoheit 
unterfteht. 

Die Eingliederung des Protektorats in das 
großdeutſche Zoll- und Wirtſchaftsgebiet konnte jedoch erſt 
nach Angleichung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe geſchehen. 
Deshalb war durch Verordnung über das Zollweſen im 
Protektorat Böhmen und Mähren vom 21. März 1939 
(RGBl I S. 551, R3Bl S. 397) angeordnet worden, daß im 
Protektorat zunächst noch die bisherigen Vorſchrif⸗ 
ten auf dem Gebiet des Zollweſens in Kraft blieben, und 
daß die bisherige Zollgrenze zwiſchen dem Deutichen 
Reich und dem Gebiet des Protektorats bis auf weiteres 
beſtehen blieb. Das Protektorat wurde alfo im Inter- 
eſſe feiner Wirtſchaft zum Zollaus ſchluß erklärt. Auch 
umſatzſteuerrechtlich wurde das Gebiet, das Ar⸗ 
tikel 1 des Führererlaſſes gemäß zum Deutſchen Reich 
gehört, als Ausland behandelt. 

Durch verſchiedene weitere zollrechtliche Maßnahmen 
war auf die wirtſchaftlichen Belange des Protektorats jede 
mögliche Rückſicht genommen worden, insbeſondere durch 
Erleichterungen und Beſchränkungen des Warenverkehrs. 
Die durch die ſtaatliche Neuordnung erforderlich geworde⸗ 
nen Umſtellungen der Wirtſchaft ſollten möglichſt frei von 
Erſchütterungen bleiben. Waren, die ihren Urſprung im 
Protektorat hatten, wurden bei der Einfuhr in die ſude⸗ 
tendeutſchen Gebiete vom Zoll und von der Umſatz⸗ 
ausgleichſteuer befreit, wenn fie in dieſen Gebieten 
verbraucht, dauernd gebraucht, bearbeitet 
oder verarbeitet wurden (Verordnung über Zoll⸗ 
erleichterungen für den Warenverkehr zwiſchen den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten und dem Protektorat Böhmen und 
Mähren und zwiſchen den ſudetendeutſchen Gebieten und 
der Slowakei vom 28. März 1929, R3Bl S. 447). Das war 
wegen der ſtarken wirtſchaftlichen Verflechung des Sudeten- 
gebiets mit dem Protektorat erforderlich. Dadurch wurden 
Hemmungen, die nach Errichtung der Zollgrenze für beide 
Seiten einzutreten drohten, vermieden. Denſelben Zweck 
verfolgte die Zollfreiheit, die im Warenverkehr zwiſchen 
dem Protektorat und der Slowakei verfügt wurde. 

Anderſeits wurde verordnet, daß natürliche oder juri⸗ 
ſtiſche Perſonen und Dienſtſtellen im Deutſchen Reichsgebiet 
außerhalb des Protektorats beſtimmte Waren im Protek⸗ 
torat weder erwerben noch aus ihm in das übrige Reichs⸗ 
gebiet verbringen durften (Verordnung über den Waren⸗ 
verkehr mit dem Protektorat Böhmen und Mähren vom 
28. März 1939, RGBl IT S. 654. R Bl S. 535). Auf dieſe 
Weiſe wurde zum Schutz der Wirtſchaft im Protektorat ein 
ungeregelter Warenabfluß, insbeſondere von Rohſtoffen und 
Halbfabrikaten, in das übrige Reichsgebiet verhindert. 

s. vorläufige Aufrechterhaltung des Protektorats als 
ſelbſtändiges Wirtſchafts⸗ und Zollgebiet 
war auch wegen der auf die Ausfuhr ausgerichteten 
Struktur ſeiner Wirtſchaft erforderlich. Die Grundlagen 
des Protektoratsaußenhandels mußten bis zu ſeiner orga- 
niſchen Umgeſtaltung zunächſt beibehalten werden. Der ehe⸗ 
mals tſchechiſche Zolltarif, der ganz auf die wirtſchaft⸗ 
lichen Bedürfniſſe dieſes Gebiets zugeſchnitten war, mußte 
einſtweilen in Geltung bleiben. Das Deutſche Reich, das 
nach Artikel 6 des Führererlaſſes vom 16. März 1939 die 
Auswärtigen Angelegenheiten des Protektorats wahrnimmt, 
konnte den handelspolitiſchen Vertragspartnern der frühe⸗ 
ren Tſchecho⸗Slowakei mitteilen, daß Deutſchland bereit iſt, 
die bisherigen Handelsverträge und Abkommen auf dem 
Gebiet des Waren⸗ und Zahlungsverkehrs auf die Länder 


Böhmen und Mähren auch nach der ſtaatlichen Neuordnung 
einſtweilen weiterhin anwenden zu laſſen. 


3. Die Angleichung der Verhältniſſe 

Inzwiſchen konnte die Einbeziehung des Protektorats 
in das Deutſche Zollgebiet, die eine völlige Anderung der 
Grundlagen des Protektoratsaußenhandels mit ſich bringt, 
vorbereitet werden. Durch Verhandlungen des Reichs 
mit den ausländiſchen Staaten wurde der Protektorats⸗ 
außenhandel in das Syſtem der Deutſchen Han dels⸗ 
verträge eingefügt. Die beſonderen Bedürfniſſe des 
Protektorats wurden dabei in jeder möglichen Weiſe berück⸗ 
ſichtigt. Es iſt insbeſondere gelungen, faſt alle Vertrags⸗ 
zölle, die der früheren Tſchecho⸗Slowakei von dritten 
Staaten eingeräumt worden waren, in die Deutſchen Han⸗ 
delsverträge zu übernehmen. 

Auch in der Wir tſchaft hat ſich, teils organiſch, teils 
vorſichtig gelenkt, eine Angleichung der Verhältniſſe an die⸗ 
jenigen des Reichs ergeben. Die Sorgen um Abſatz und 
Auftrag verſchwanden. Aus dem Mangel an Arbeit iſt 
inzwiſchen ein Mangel an Arbeitern geworden. Dabei iſt 
zu bedenken, daß für die Staatsangehörigen des Protek⸗ 
torats keine Wehrpflicht beſteht und demgemäß die 
ſonſt durch den Krieg bedingte Beſchränkung an Arbeits- 
kräften dort nicht vorliegt. 

Die Beſſerung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe hat auch 
in einer erheblichen Zunahme an Kaufkraft 
durch das Wachſen der Lohnſummen ihren Aus⸗ 
druck gefunden. Mit der Beſſerung der Lebensbedingungen 
konnten auch Preiſe und Löhne allmählich denjenigen 
im Reich angenähert werden. 

Die Aufwertung der Krone von 8,547 Rpf auf 
10 Rpf (Hinweis auf die Verordnung vom 21. März 1939, 
RGBl 1 S. 555), die zur Aufrechterhaltung der Exportkraft 
der Krone allerdings zunächſt nur auf ihren Inlandswert 
beſchränkt blieb, erleichterte die Preis- und Lohn⸗ 
angleichung. Dieſe war beſonders ſchwierig, denn es 
ſollte das Preis niveau demjenigen im Reich angenähert 
werden, es ſollte aber auch eine Verſchlechterung des Real⸗ 
lohns vermieden werden, es ſollte im Gegenteil auf eine 
Hebung des Lebensſtands der breiten Schichten hin⸗ 
gearbeitet werden. 

Preis- und Lohnangleichung find ſchon weitgehend fort- 
geſchritten. Der Großhandelsindex im Protektorat war im 
Mai 1940 um etwa ein Drittel höher als im März 1939. 
Der Lebenshaltungsindex war im März 1940 um ein 
Fünftel höher als im März 1939. Der Nahrungsmittelindex 
ſtieg von 747 im März 1939 auf 1028 im Juni 1940. Stär⸗ 
ker als die Preiſe ſind aber die Löhne geſtiegen. So haben 
ſich z. B. in einer Maſchinenfabrik die Tariflöhne der ge⸗ 
lernten Arbeiter um 45 v. H. erhöht. Von den höheren 
Nominallöhnen bleibt bei Berückſichtigung der höheren 
Lebenshaltungskoſten z. B. in der Metallinduſtrie der wich⸗ 
tigſten Städte noch immer eine Erhöhung des Real⸗ 
lohns um 9 bis 29 v. H. Beſonders wichtig iſt, daß 
es auch gelungen iſt, einen Ausgleich zwiſchen den lohn⸗ 
ſchmalſten und lohngünſtigſten Unternehmungen und Land- 
ſchaften anzubahnen. 


4. Die rechtlichen Folgen der Aufhebung der Zollgrenze 


Am 1. Oktober 1940 iſt nun die Zollgrenze zwiſchen dem 
Protektorat Böhmen und Mähren und dem übrigen Reichs⸗ 
gebiet gefallen. 

In einem einheitlichen Wirtſchaftsgebiet müſſen ein⸗ 
heitliche Grundlagen des Wettbewerbs gelten. Es iſt des⸗ 
halb erforderlich, daß der wirtſchaftliche Güterumlauf 
gleichmäßig belaftet iſt. Es iſt deshalb mit dem 
Deutſchen Zollrecht auch das Deutſche Verbrauch⸗ 
ſteuerrecht als Reichsrecht eingeführt worden. Eine 
Ausnahme gilt nur für die bisherigen Protektoratsvorſchrif⸗ 
ten über die Beſteuerung der Zündmittel, die — ab⸗ 
geſehen von der Beſteuerung der Feuerzeuge — zunächſt in 
Geltung bleiben. Die Rechtsgrundlage für die Einführung 
des Deutſchen Verbrauchſteuerrechts bot Artikel 11 des 
Führererlaſſes vom 16. März 1939. 
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Das Anfkommen an Zöllen und Verbrauchſteuern 
fließt in die Reichs kaſſe. 

Auch für die Um ſatzausgleichſteuer iſt das 
Deutſche Recht eingeführt worden. Sie fließt ebenfalls in 
die Reichskaſſe. 

Auch das Umſatzſteuerrecht des Protektorats iſt 
dem Reichsrecht angeglichen porden. Durch die Verordnung 
zur Anderung der Durchführungsbeſtimmungen zum Um⸗ 


ſatzſteuergeſetz vom 8. September 1940 (RGBI I S. 1245) 


iſt das Protektorat zum Inland im Sinn des Deutſchen 
Umſatzſteuerrechts erklärt worden. 

Die einheitliche Wirtſchaft wird darüber hinaus wohl 
auch noch eine allgemeine Annäherung oder gar Angleichung 
der Beſitz»⸗ und Verkehrſteuern im Protektorat 
an das Deutſche Steuerſyſtem erforderlich machen. 

Die Zölle und Verbrauchſteuern ſind nicht die erſten 
Einnahmen, die aus dem Protektorat in die Reichskaſſe 
fließen. Durch Verordnung des Reichsprotektors vom 
15. September 1939 (Verordnungsblatt des Reichsprotektors 
in Böhmen und Mähren S. 146) iſt auch im Protektorat der 
Kriegszuſchlag auf Bier, Tabakwaren, Zigarettenpapier, 
Schaumwein und Branntweinerzeugniſſe eingeführt wor— 
den. Dieſer Kriegszuſchlag, der von den Protektoratsbehörden 
erhoben wird, fließt ebenfalls in die Kaſſe des Reichs. 


Mit der Aufhebung der Zollgrenze verſchwinden auch 
die Deviſenerſchwerungen im Verkehr mit dem 
übrigen Reichsgebiet. Die Krone gilt nicht nur als Inlands⸗ 
zahlungsmittel im Protektorat weiter, ſie wird auch im 
Reich von den Banken und Wechſelſtuben in Zahlung ge- 
nommen. Zahlungen aus dem Protektorat ins Reich und 
umgekehrt bedürfen keiner Genehmigung mehr. Der Aus⸗ 
landskurs der Krone iſt dem Inlandskurs, 1 RM — 10 Kr, 
angepaßt worden. 

Die Aufhebung der Zollgrenze bedeutet nicht 
auch die Aufhebung der Polizeigrenze. Vorausſetzung 


für Reiſen aus dem Reich in das Protektorat und aus die⸗ 


ſem in das Reich bleibt weiterhin der Beſitz eines Durch⸗ 
laßſcheins. 


5. Die wirtſchaftlichen Folgen der Aufhebung der Zollgrenze 
Die mit der Aufhebung der Zollgrenze des Protektorats 
gegen das übrige Reichsgebiet verbundene Einführung des 
Deutſchen, Zollrechts hat für das Protektorat eine völlige 
Umgeſtaltung der Grundlagen ſeines Außenhandels 
zur Folge. Der Übergang auf den reichsdeutſchen Zolltarif 
wird in Fällen, in denen die Einfuhr bisher zoll frei oder 
zu einem niedrigeren Satz als in Zukunft möglich 
war, für den Unternehmer im Protektorat eine Ver- 
teuerung ſeiner Produktion bedeuten. Sie kann 
je nach der Größe des Zollunterſchieds und je nach dem 
Anteil der Materialkoſten an dem Endprodukt die Wett⸗ 
bewerbsfähigkeit der davon betroffenen Induſtriezweige 
beeinträchtigen. Soweit es unbedingt erforderlich iſt, wird 
in Ausnahmefällen für eine gewiſſe Übergangszeit durch 
Zollerleichterungen geholfen werden können. 
Grundſatz wird allerdings fein müfjen, daß ſich die Wirt⸗ 
ſchaft jelbjt möglichſt raſch den geänderten Verhältniſſen 
anpaßt. Das wird in der Hauptſache durch eine Ver: 
beſſerung der Betriebseinrichtungen und durch 
Verminderung der Produktionskoſten erreicht werden müſſen. 
Zollerhöhungen für Waren, die bei der Einfuhr 
ins Protektorat bisher mit höheren Zollſätzen belaſtet 
waren, ſind nicht vorgeſehen. Bereits durch das beſtehende 
Syſtem der Einfuhrkontrolle kann eine unerwünſchte 
Konkurrenz ausgeſchaltet werden. 

Von ganz beſonderer Bedeutung für die künftige Ent- 
wicklung des Protektoratsaußenhandels iſt, daß der Aus- 
landskurs der Krone dem bisherigen Inlandskurs 
angepaßt wurde. Das bedeutet eine Aufwertung 
um 14,8 v. H. Die Folge davon iſt eine Erhöhung der 
Preiſe für die Ausfuhrgüter und eine Verminderung der 

reiſe für die Einfuhrgüter. Die letztere wird ſich aber 
wohl nicht im gleichen Verhältnis auf die Preiſe auswirken, 
denn die deutſchen Einfuhrzölle ſind zum Teil höher als die 
tſchechiſchen Zölle geweſen ſind. 


Anderſeits treten aber aucher hebliche Erleichte⸗ 
rungen für die Protektoratswirtſchaft ein. Die Einfüh⸗ 
rung der dem Deutſchen Recht angeglichenen Umſatz⸗ 
ſteuer bringt bei einem Vergleich der beiden Steuer⸗ 
ſyſteme eine Herabſetzung des grundlegenden Satzes der 
Umſatzſteuer von bisher 3 v. H. auf 2 v. H. und bei Liefe⸗ 
rungen im Großhandel ſogar auf ½ v. H. Alle bisherigen 
Umſatzſteuer⸗ und Luxusſteuerpauſchalen 
und die Tuxusſteuer werden beſeitigt. Diejenige 
Umſatzſteuer, die bisher bei der Einfuhr beſtimmter Waren 
fällig wurde, wird aufgehoben. Statt deſſen wird die Um⸗ 
ſatzausgleichſteuer bei der Einfuhr von Waren aus dritten 
Staaten zuſammen mit dem Deutſchen Zoll erhoben. 

Alle dieſe Neuerungen werden für die Protektorats⸗ 
wirtſchaft eine nicht unerhebliche Erleichterung be⸗ 
deuten. Dazu kommt eine weitere Erleichterung. Ein großer 
Teil der Höchſtpreiſe hat bisher die Umſatzſteuer nicht ein⸗ 
geſchloſſen, weil mit Rückſicht auf die Höhe der bisherigen 
Steuer dem Erzeuger nicht zugemutet werden konnte, ſie 
allein zu tragen. Die niedrigen Sätze für den Erzeuger und 
die entſprechende Verlagerung der Umſatzſteuer auf die ein⸗ 
zelnen Handelsſtufen ermöglichen es aber nunmehr, die Um⸗ 
ſatzſteuer in die geltenden Höchſtpreiſe einzufügen. 

Trotz des erreichten wirtſchaftlichen Angleichsſtands und 
der mit der Aufhebung der Zollgrenze verbundenen wirt⸗ 
ſchaftlichen Belebung ſind die Wettbewerbsmöglichkeiten 
noch nicht völlig gleich. Es iſt auch heute noch gegenüber 
dem übrigen Reichsgebiet ein Preisgefälle vorhanden. 
Aber auch das alte Reichsgebiet kennt dieſe „Preisgeo⸗ 
graphie“ mit regionalen Unterſchieden in Preis⸗ und Lohn⸗ 
niveau, die keinerlei Störungen zur Folge haben. 

Auf einzelnen Gebieten, zum Beiſpiel bei Zucker und 
Bier, wird das Protektorat noch einen beträchtlichen 
Preisunterſchied zu ſeinen Gunſten behalten. 

Im übrigen iſt der übergang durch Induſtrieab⸗ 
kommen über Marktregelung und Gebiets⸗ 
ſchutz erleichtert. Dieſe Regelungen ſollen einen vorüber⸗ 
gehenden Schutz des ſchwächeren Wirtſchaftsgebietes herbei⸗ 
führen. Wirtſchaftlich ſchwächer iſt im allgemeinen das Pro⸗ 
tektorat. Es iſt jedoch auch erforderlich, Wirtſchaftszweige 
des übrigen Reichsgebiets gegen den Wettbewerb der 
Protektoratswirtſchaft zu ſchützen. 

Um eine Verknappung an beſtimmten 
Waren im Protektorat zu verhindern, iſt für verſchiedene 
Rohſtoffe, Halbfabrikate und auch einzelne Fertigwaren ein 
Verbringungsverbot in das übrige Reichs⸗ 
gebiet erlaſſen worden. 

Die Aufhebung der Zollgrenze wird ſich auch auf den 
Staatshaushalt des Protektorats auswirken. Das 
Zollaufkommen, das ebenſo wie das Aufkommen an Ver⸗ 
brauchſteuern, dem Protektorat nach einem beſtimmten 
Schlüſſel erſtattet wird, vermindert ſich, weil ein 
grenzüberſchreitender Warenverkehr in das 
Protektorat nur mehr an der 216 km langen Auslands⸗ 
grenze des Protektorats gegen die Slowakei ſtattfindet 
und die Einfuhr aus der Slowakei ſelbſt zunächſt noch 
zollfrei iſt. Anderſeits kann durch Einführung des 
Deutſchen Verbrauchſteuerrechts mit einem erhöhten 
Aufkommen an Verbrauchſteuern gerechnet werden. 

Beſonders ſtark wird ſich die durch Angleichung der 
Löhne und Preiſe von ſelbſt ergebende Wirtſchaftsbelebung 
auf dem Gebiet der Beſitz- und Verkehrſteuern in 
den Einnahmen des Protektorats auswirken. Gegen dieſes 
zu erwartende Mehraufkommen wird die Minder⸗ 
einnahme an Umſatzſteuer nicht ins Gewicht fallen: 


6. Die Reichsfinanzverwaltung im Protektorat 


Die Zölle und Verbrauchſteuern (außer der Zündwaren⸗ 
ſteuer) im Protektorat fließen nicht nur in die Kaſſe des 
Reichs, fie werden auch in reichseigene Ver wal⸗ 
tung übernommen (§ 2 der Verordnung über Zölle, Ver⸗ 
brauchſteuern und Monopole im Protektorat Böhmen und 
Mähren vom 16. September 1940 RGB I S. 1238). Das 
Recht zur Schaffung eines eigenen Verwaltungsaufbaus im 
Protektorat folgt aus der bereits im Führererlaß vom 
16. März 1939 begründeten Zollhoheit des Reichs. Die Zoll⸗ 
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hoheit umfaßt das Recht der Geſetzgebung, Verwaltung und 
Rechtſprechung auf dem Gebiet der Zölle. 

Für den Aufbau der Reichsfinanzverwaltung im Pro⸗ 
tektorat war maßgebend, daß die Anwendung der reichsrecht⸗ 
lichen Zoll⸗ und Verbrauchſteuervorſchriften einen der Orga⸗ 
niſation der Reichs finanz verwaltung entſprechenden 
Behördenaufbau vorausſetzt. Es iſt deshalb ein 
Oberfinanzbezirk Böhmen und Mähren mit 
zem Sitz in Prag gebildet (§ 1 der Verordnung über den 
Aufbau der Verwaltung der Zölle, Verbrauchſteuern und 
Monopole im Protektorat Böhmen und Mähren vom 
16. September 1940 RGBl I S. 1240). Der Oberfinanz⸗ 
präſident iſt dem Reichsminiſter der Finanzen 
als dem zuſtändigen Fachminiſter unmittelbar ver⸗ 
antwortlich ($ 17 AD). an 

Anderſeits war bei der Einrichtung der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung im Protektorat auch darauf zu achten, daß nach 
dem Willen des Führers neben der Behörde des Reichs- 
protektors grundſätzlich keine ſelbſtändigen Behörden 
im Protektorat tätig ſein ſollen (88 1 und 3 der Verordnung 
über den Aufbau der Verwaltung und die Deutſche Sicher- 
heitspolizei im Protektorat Böhmen und Mähren vom 
1. September 1939 RGBl I S. 1681). Trotz der Wichtigkeit 
dieſes Geſichtspunktes kam aber etwa eine Eingliede⸗ 
rung des Oberfinanzpräſidenten in die Behörde des 
Reichsprotektors nicht in Betracht. Der Neichs⸗ 
protektor hat als oberſte Reichsbehörde grundſätzlich nur 
leitende Aufgaben zu erfüllen. Die Eingliederung einer 
Verwaltung mit großem Beamtenkörper würde dieſem 
Grundſatz widerſprechen. f 

Die Beſitz⸗ und Verkehrſteuern find im Pro⸗ 
teftorat keine Reichsſteuern. Deshalb beſteht die Be⸗ 
hörde des Oberfinanzpräſidenten nur aus der Perſonal⸗ 
und Verwaltungsabteilung und der Abtei⸗ 
lung für Zölle und Verbrauchſteuern. 

Der Geſchäftsverkehr zwiſchen dem Oberfinanz⸗ 
präſidenten und dem Reichsminiſter der Finanzen wickelt ſich 
über den Reichsprotektor ab. 

In der unteren Inſtanz werden die Zölle und Ver⸗ 
brauchſteuern an der Auslandsgrenze des Protektorats, wo 
bereits der Deutſche Zollgrenzſchutz ſteht, von Behörden der 
Reichsfinanzverwaltung verwaltet. Die bis- 
herigen Befehlsſtellen des Zollgrenzſchutzes ſind mit der 
Übertragung der neuen Aufgaben zu Hauptzoll⸗ 
ämtern geworden. Im Innern wird die Verwaltung 
der Zölle, Verbrauchſtenern und Monopole im Auftrag 
des Reichs durch die Protektoratsbehörden 
wahrgenommen. Ihre Organiſation iſt dem Deut ⸗ 
ſchen Verwaltungsaufbau angeglichen worden. Die 


Ehestands darlehen und Geburtenz ahl 


Deutsche Steuer-Zeitung und Wirtschaftlicher Beobachter / 29. Jahrg. / Nr. 41 / 12. Oktober 1940 


Protektoratsbehörden find im Rahmen der Auftragsver⸗ 
waltung an die fachlichen Weiſungen des Ober ⸗ 
finanzpräſidenten gebunden und ſeiner 


fachlichen Aufſicht unterſtellt. Dieſe Dienſt⸗ 


aufſicht wird über die Behörden des Protektorats genau 
ſo wie über die Deutſchen Hauptzollämter von Sachbearbei⸗ 
tern des Oberfinanzpräſidenten als Bezirksräten ausgeübt. 
In perſönlicher Hinſicht unterſtehen die Angehörigen 
der Protektoratsbehörden, auch ſoweit ſie in 
Auftragsverwaltung für das Reich tätig werden, dem 
Finanzminiſter des Protektorats. 


7. Das Steuerſtrafverfahren im Protektorat 

Im Artikel 2 des Führererlaſſes über das Protektorat 
Böhmen und Mähren iſt beſtimmt, daß die Deutſchen 
Staatsangehörigen im Protektorat der Deutſchen Ge⸗ 
richtsbarkeit unterſtehen. Im § 6 der Verordnung 
über Zölle, Verbrauchſteuern und Monopole vom 16. Sep⸗ 
tember 1940 iſt beſtimmt, daß das Steuerſtrafverfahren im 
Protektorat, ſoweit dort das ſachliche Reichsſteuerrecht an- 
zuwenden iſt, zur Zuſtändigkeit der Zollbehörden und 
der Deutſchen Gerichte gehört. Das hat zur Folge, 
daß auch Deutſche Staatsangehörige wegen der in der 
Reichsabgabenordnung und im Branntweinmonopolgeſetz 
mit Strafe bedrohten Handlungen im Verwaltungsſtrafver— 
fahren durch Protektoratsbehörden verurteilt werden kön— 
nen, die im Auftrag des Reichs tätig werden. Dieſe Rege⸗ 
lung iſt mit dem Führererlaß nicht unvereinbar; denn die 
von den Protektoratsbehörden erlaſſenen Entſcheidungen 
können angefochten werden. Die Zuſtändigkeit für 
rechtskräftige Entſcheidungen iſt dem Deutſchen Ober- 
finanzpräſidenten oder einem Deutſchen Ge⸗ 
richt vorbehalten. 


8. Finanzausgleich 

Das Aufkommen an Zöllen und Verbrauchſteuern wird 
vom Reich dem Protektorat nach einem beſtimmten Schlüſſel 
erſtattet. 

Anderſeits beſtehen Leiſtungen des Reichs für das Pro⸗ 
tektorat, ſo zum Beiſpiel in der Übernahme des militä⸗ 
riſchen Schutzes über das Protektorat, in der aus- 
wärtigen Vertretung des Protektorats, in der 
Bewachung der Auslandsgrenzen des Protek⸗ 
torats durch den Zollgrenzſchutz uſw. Das Protektorat 
zahlt dafür an das Reich einen Matrikularbeitrag. 

Die Beträge, die das Reich dem Protektorat erftat- 
ten wird, und die Beträge, die das Protektorat dem Reich 
ſchuldet, werden in einem Finanzausgleich verrechnet, 
der zwiſchen dem Reich und dem Protektorat geſchaffen wird. 


Von Regierungsoberinspektof Dammes, Berlin, Reichsfinanzministerium 
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1. Einführung 

Der Führer hat auf dem Reichsparteitag 1936 die 
überragende Bedeutung einer zielbewußten Be⸗ 
völkerungspolitik für die Zukunft unſeres Volkes mit 
den folgenden Worten hervorgehoben: 

„Ich meſſe den Erfolg unſerer Arbeit nicht am 
Wachſen unſerer Straßen. Ich meſſe ihn nicht an unſeren 
neuen Fabriken, ich meſſe ihn auch nicht an unſeren 
neuen Brücken, die wir bauen, auch nicht an den Divi⸗ 
ſionen, die wir aufſtellen, ſondern an der Spitze der Be⸗ 
urteilung des Erfolges dieſer Arbeit ſteht das Deutſche 
Kin d, ſteht unſere Jugend, ſteht die Geburten ⸗ 
zahl. Wenn das wächſt, dann weiß ich, daß unſer Volk 
nicht zugrunde gehen und unſere Arbeit nicht umſonſt 


geweſen ſein wird.“ 


31. Dezember 1937 durch Gheſtandsdarlehen geförderten Ehen, 
4. Anteil der durch Sheſtandsdarlehen geförderten Eheſchließungen 
an den Cheſchließungen überhaupt, 
5. Ergebnis. 


Die Erwartung des Führers hat fi bisher glän- 
zend erfüllt. Die Zahl der lebendgeborenen 
Kinder hat ſich im Altreich von 971174 im Jahr 
1933 auf 1407 790 im Jahr 1939 erhöht. Die Ge» 
burtenziffer iſt von 14,7 je 1000 Einwohner im Jahr 
1933 auf 20,3 je 1000 Einwohner im Jahr 1939 angeftiegen. 
Der Geburtenüberſchuß hat ſich von 3,5 je 
1000 Einwohner im Jahr 1933 auf 8 je 1000 Einwohner 
im Jahr 1939 geſteigert. 


Es iſt ſicher, daß neben arbeitspolitiſchen und ſonſtigen 
Maßnahmen das Eheſtandsdarlehen einen her- 
vorragenden Anteil an den großen Erfolgen im 
Kampf um die Erhöhung der Geburtenzahl gehabt hat und 
un aller Zukunft haben wird. Wie groß dieſer 
de tatſächlich geweſen iſt, ſoll hier unterſucht 
werden. 
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Es iſt leider nicht möglich, dieſe Unterſuchung bis in 
die neueſte Zeit durchzuführen. Die bisher vorliegenden 
ſtatiſtiſchen Unterlagen reichen nur bis zum 31. Dezember 
1937. Es kann deshalb nur die Zeit ab dem Inkrafttreten 
des Geſetzes über Förderung der Eheſchließungen vom 
1. Juni 1933 (RGBl I S. 323, 326) bis zum 31. Dezember 
1937 in Betracht gezogen werden. 


Die für die Unterſuchung verwendeten Zahlen ſind den 
vom Statiſtiſchen Reichsamt herausgegebenen Statiſtiſchen 
Jahrbüchern für das Deutſche Reich entnommen. 


2. Zahl der Kinder aus den in der Zeit vom 3. Juni 1933 
is 31. Dezember 1937 insgeſamt geſchloſſenen Ehen 


Das Geſetz über Förderung der Eheſchließungen iſt am 
3. Juni 1933 in Kraft getreten. Die Unterſuchung muß ſich 
infolgedeſſen auf den Zeitraum vom 3. Juni 1933 bis 
31. Dezember 1937 erſtrecken. Die vom Statiſtiſchen Reichs⸗ 
amt herausgegebenen Statiſtiken find jeweils für Kalen⸗ 
der jahre aufgeſtellt. Es iſt aus dieſem Grund nicht 
möglich, die Zahl der Kinder, die aus den in der Zeit vom 
3. Juni 1933 bis 31. Dezember 1937 geſchloſſenen Ehen 
bis zum 31. Dezember 1937 hervorgegangen find, un⸗ 
mittelbar feſtzuſtellen. 


Es muß zunächſt ermittelt werden, wie viele Kinder 
aus den in der Zeit vom 1. Januar 1933 bis 31. Dezember 
1937 geſchloſſenen Ehen bis zum 31. Dezember 1937 hervor⸗ 
gegangen ſind. Von der gefundenen Zahl muß die Zahl der⸗ 
jenigen Kinder abgeſetzt werden, die auf Ehen entfallen, 
die in der Zeit vom 1. Januar bis 2. Juni 1933 
geſchloſſen worden ſind. 


Die Geſamtzahl der Kinder, die in den in den Jahren 
1933 bis 1937 geſchloſſenen Ehen bis zum 31. Dezember 1937 
geboren worden ſind, ſetzt ſich zuſammen: 


1. aus der Zahl der Kinder, die aus den am 31. Dezember 
1987 noch beſtehenden Ehen hervorgegangen find, 

2. aus der Zahl der Kinder, die aus in den Jahren 
1933 bis 1937 geſchloſſenen, aber bis zum 31. Dezember 
1937 durch Scheidung gelöſten Ehen hervor⸗ 
gegangen ſind, 

3. aus der Zahl der Linder, die aus in den Jahren 
1933 bis 1937 geſchloſſenen, aber bis zum 31. Dezember 
a durch Tod gelöſten Ehen hervorgegangen 
ind. 


Die Zahl der Kinder, die aus den in den Jahren 1933 
bis 1937 geſchloſſenen und am 31. Dezember 1937 noch 
beſtehenden Ehen bis zum 31. Dezember 1937 herbor- 
gegangen ſind, hat betragen: 


Ehe⸗ 
ſchließungs⸗ 
jahr 


189 629 


% ee 262 202 71 
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ee 230 356 Bl 
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Es ergibt ſich mithin eine Zahl von 2 170 693 Kindern. 
In dieſer Zahl find nicht nur die I ebendgeborenen 
ehelichen Kinder, ſondern auch die durch nachfolgende 
Ehe legitimierten vorehelichen Kinder enthalten. 
Daraus erklären ſich beiſpielsweiſe die Zahlen in den 
Spalten 4, 5 und 6. Außerdem ſind in der Zahl von 
2 170 693 Kindern die totgeborenen Kinder erfaßt. 

Dahinzu kommt die Zahl der Kinder, die aus in den 
Jahren 1933 bis 1937 geſchloſſenen, aber bis zum 31. De⸗ 
zember 1937 durch Scheidung oder Tod wieder 
gelöſten Ehen hervorgegangen ſind. 

In den durch Scheidung gelöſten Ehen ſind 
bis zum 31. Dezember 1937 Kinder geboren worden: 


Kinderzahl 


davon aus 
Ehen 1933 


Ehe- 
ſchließungsjahre 


Scheidungs⸗ 
jahr 


insgeſamt 


Er TE 

1933 bis 1934 

1933 bis 1935 1493 
1933 bis 193. 2 430 
1933 bis 193 2652 


| 6 995 


Es ergibt ſich eine Zahl von 14942 Kindern. Davon 
entfallen auf Ehen, die im Jahr 1933 geſchloſſen worden 
find, 6995 Kinder. 

Aus den durch Tod gelöſten Ehen find bis zum 
31. Dezember 1937 Kinder hervorgegangen: 


Kinderzahl 
ge Todesjahr 
ſchließungsjahre insgeſamt en 1985 
I 
1933 bis 19344 
1933 bis 1935 


1933 bis 1936 1936 
1938 bis 1937 | 1337 
27795 


Es ergibt ſich eine Zahl von 27 795 Kindern. Davon 
entfallen auf Ehen, die im Jahr 1933 geſchloſſen worden 
find, 12 829 Kinder. s 

Die Zahl der bis zum 31. Dezember 1937 ins geſamt 
geborenen Kinder aus den in den Jahren 1933 bis 
1937 geſchloſſenen Ehen beträgt mithin 2 170 693 + 14 942 
-+ 27 795 — 2213 430. i g 

Das Geſetz über Förderung der Eheſchließungen iſt am 
3. Juni 1933 in Kraft getreten. Es muß deshalb, um zu 
einer vergleichbaren Zahl zu gelangen, von der er⸗ 
mittelten Zahl von 2 213 430 die Zahl derjenigen Kinder 
abgeſetzt werden, die aus Ehen ſtammen, die in der Zeit 
vom 1. Januar bis 2. Juni 1933 geſchloſſen worden 
ſind. 

Im Jahr 1933 find 631152 Ehen geſchloſſen worden. 
Davon entfallen auf die Monate Januar bis Mai 
199 454 Ehen, das ſind 31,6 vom Hundert. Die Kinderzahl 
von 2213 430 iſt dementſprechend um 31,6 vom Hundert von 
(668 670 4 6995 +, 12829 =) 688 e 564 zu 
vermindern. Die Zahl der auf die am 1. und 2. Juni 
1933 geſchloſſenen Ehen entfallenden Kinder beträgt 
ſchätzungsweiſe 3 500. h 8 

Es ſind demnach aus den in der Zeit vom 
3. Juni 933 bis 31. Dezember 1937 geſchloſſenen 
Ehen bis zum 31. Dezember 1937 einſchließlich der 
totgeborenen und der vorehelichen Kinder 
insgeſamt 2213 430 85 (217 564 + 3 500 =) 221 064 
— 1992 366 Kinder hervorgegangen. 

Der Teilerlaß vom Eheſtandsdarlehen § 8 Abſatz il 
ED-DVO vom 20. Juni 1933 (RGBl I S. 377) gemäß wird 
nur für in der Ehe lebendgeborene Kinder ge⸗ 
währt. Es müſſen deshalb, um eine gleiche Grundlage zu 
ſchaffen, von der ermittelten Zahl 1 992 366 die Zahlen der 
darin enthaltenen totgeborenen und der bot» 
ehelichen Kinder abgeſetzt werden. 

Die Totgeborenenziffer beträgt im Durch⸗ 
ſchnitt der Jahre 1983 bis 1937 2,6 vom Hundert der über 
haupt geborenen Kinder. Von der Geſamtzahl 5250 
1992 366 Kindern ſind demnach zunächſt 2,6 vom Hunder 
— 51801 abzuſetze n. Es verbleiben mithin 
1 940 565 Kinder. 1 

Für eine einigermaßen zutreffende Schätzung der Zahl 
der vorehelichen Kinder fehlt jeder Anhalt. Es ſteht 
lediglich feſt, daß dieſe Zahl ſehr erheblich iſt. Ich 


*) Geſchätzt. 


12 829 
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lege die Zahl der vorehelichen Kinder mit 40 565 an, bin 
mir aber dabei bewußt, daß dieſe Schätzung zu 
niedrig iſt. 

Die Zahl der in den in der Zeit vom 3. Juni 1933 bis 
31. Dezember 1937 geſchloſſenen Ehen bis zum 31. Dezember 
1937 lebendgeborenen Kinder iſt mithin auf höch⸗ 
ſtens 1 992 366 — (51 801 + 40 565) 92 366 —= 1 900 000 
anzunehmen. 


3. Zahl der Kinder aus den in der Zeit vom 3. Juni 1933 
bis 31. Dezember 1937 durch Eheſtandsdarlehen ge- 
förderten Ehen 

Seit dem Inkrafttreten des Geſetzes über Förderung 
der Eheſchließungen bis zum 31. Dezember 1937 iſt für 
707 867 in der Ehe lebendgeborene Kinder der Teilerlaß 
vom Eheſtandsdarlehen § 8 Abſatz 1 ED DV O gemäß ge⸗ 
währt worden. 5 

Im Monat Januar 1938 ſind 22 578 Teilerlaſſe ge⸗ 
währt worden. Davon entfällt ein Teil auf Kinder, die 
ſchon im Kalenderjahr 1937 geboren worden ſind. 
Die Zahl dieſer Teilerlaſſe kann bei vorſichtiger Schätzung 
mit mindeſtens 7000 angeſetzt werden. Die Zahl der ſeit 
dem Inkrafttreten des Geſetzes über Förderung der Ehe: 
ſchließungen bis zum 31. Dezember 1937 gewährten Teil- 
erlaſſe iſt demnach um 7000 zu erhöhen. 

Es iſt außerdem zu berückſichtigen, daß während der 
Geltungsdauer der 88 1 bis 3 der Zweiten ED⸗DVO und 
in Ausnahmefällen Eheſtandsdarlehen auch dann gewährt 
worden ſind, wenn die Ehe vor dem 3. Juni 1933 ge⸗ 
ſchloſſen worden iſt. Die Zahl der in Betracht kommenden 
Ehen kann auf höchſtens 50 000, die Zahl der aus dieſen 
Chen bis zum 31. Dezember 1937 hervorgegangenen Kinder 
ebenfalls auf 50 000 geſchätzt werden. Dieſe Zahl iſt von der 
Geſamtzahl der Teilerlaſſe für lebendgeborene Kinder ab⸗ 
zu ſetzen. 5 a 

Die Zahl der Kinder, die in den in der Zeit vom 
3. Juni 1933 bis 31. Dezember 1937 durch Eheſtands⸗ 
darlehen geförderten Ehen bis zum 31. Dezember 
1937 lebendgeboren worden find, beträgt mithin 
707 867 + 7000 — 5000 = 664867. 


4. Anteil der durch Eheſtandsdarlehen geförderten Ehe- 
ſchließungen an den Eheſchließungen überhaupt 

In den Jahren 1933 bis 1937 ſind insgeſamt 
3 259 914 Ehen geſchloſſen worden. Davon entfallen 
199 454 Ehen auf die Monate Januar bis Mai 1933 und 
etwa 3 600 Ehen auf den 1. und 2. Juni 1933. Die Zahl 
der in der Zeit vom 3. Juni 1933 his 31. Dezember 1937 
ins geſamt geſchloſſenen Ehen hat danach 3259 914 
— (199 454 + 3 600 =) 203 054 — 3 056 860 betragen. 

In der Zeit ab dem Inkrafttreten des Geſetzes über 
Förderung der Eheſchließungen am 3. Juni 1933 bis zum 


Richtlinien für Diehbewertung 


Land⸗ und Forſtwirte, die im Wirtſchaftsjahr 1932/33 oder im 
Wirtſchaftsjahr 1933/34 ihre Viehdurchſchnittswerte geſenkt haben, 
mitffen wieder die früheren Werte als Richtſätze anwenden. 
Das gilt jedoch nur für die Tiere, die im Laufe des Wirtſchafts⸗ 
luhrs durch Geburt oder Zukauf zu dem bereits vorhandenen 
Viehbeſtand hinzugekommen find. Die ungekürzten Durchſchnitts⸗ 
werte ſind inſoweit erſtmalig für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs 
1939/40 zugrunde zu legen. Hinweis auf Abſchnitt 24 Abſatz 2 
der Einkommenſteuer⸗Richtlinien für 1939. 

Der Zweck dieſer Beſtimmungen iſt, die Ungleichmäßigkeit 
zu beſeitigen, die dadurch eingetreten iſt, daß ein Teil der Land⸗ 
und Forſtwirte die Durchſchnittswerte geſenkt hat. Die geſenkten 
Durchſchnittswerte entſprechen außerdem nicht mehr der Preis⸗ 
entwicklung der letzten Jahre. 

Die Angleichung der Durchſchnittswerte wird nach den Richt- 
linien allmählich vollzogen. Es iſt nur der Zugang an 
Vieh mit den ungekürzten Werten anzuſetzen. Der Viehbeſtand, 
der bis zum Schluß des Wirtſchaftsjahrs 1938/39 vorhanden war, 


iſt weiter mit den geſenkten Durchſchnittswerten anzuſetzen. 
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31. Dezember 1937 find 878 016 Eheſtandsdarlehen aus 
gezahlt worden. Die Bearbeitung eines Darlehens⸗ 
antrags bis zur Auszahlung des Eheſtandsdarlehens er⸗ 
fordert etwa 1½ bis 2 Monate. Es iſt anzunehmen, daß 
von den in den Monaten Januar und Februar 1938 aus⸗ 
gezahlten 31239 Eheſtandsdarlehen etwa 25 000 auf Ehen 
entfallen, die vor dem 1. Januar 1938 geſchloſſen 
worden ſind. Dieſe 25 000 Eheſtandsdarlehen ſind den bis 
zum 31. Dezember 1937 ausgezahlten 878 016 Eheſtands⸗ 
darlehen hinzuzurechnen. 

Anderſeits ſind die bereits im Abſchnitt 3 erwähnten 
50 000 Eheſtandsdarlehen ab zuſetzen, die für Ehe⸗ 
ſchließungen vor dem 3. Juni 1933 gegeben worden 
find, Es find demnach in der Zeit vom 3. Juni 1933 bis 
31. Dezember 1937 878 016 + 25000 —- 50 000 = 853 016 
Ehen geſchloſſen worden, die dur ch Eheſtandsdar⸗ 
lehen gefördert worden ſind. 

Die Zahl der durch Eheſtands darlehen ge- 
förderten Ehen iſt mithin an der Geſamtzahl der 
in der Zeit vom 3. Juni 1933 bis 31. Dezember 1937 ge⸗ 
ſchloſſenen Ehen mit 27,9 vom Hundert beteiligt. 


5. Ergebnis 

279 vom Hundert der Ehepaare, die in der Zeit vom 
3. Juni 1933 bis 31. Dezember 1937 geheiratet haben, haben 
ein Eheſtandsdarleben erhalten. Die Darlehensempfänger 
müßten, wenn ſie die gleiche eheliche Fruchtbarkeit ent⸗ 
wickelt hätten wie die Ehepaare, die ein Eheſtandsdarlehen 
nicht erhalten oder nicht in Anſpruch genommen haben, 
auch an der Kinderzahl mit 27,9 vom Hundert be⸗ 
teiligt geweſen ſein. Sie hätten alſo bis zum 31. Dezember 
1937 27,9 vom Hundert von 1 900.000 — 580 100 lebend⸗ 
geborene Kinder hervorbringen müſſen. 

Tatſächlich find aus den in der Zeit vom 8. Juni 
1933 bis 31. Dezember 1937 mit Hilfe des Eheſtandsdar⸗ 
lehens geſchloſſenen Ehen aber 664867 lebendgeborene 
Kinder hervorgegangen. Das find 184 767 Kinder mehr, 
als nach der Fruchtbarkeit der übrigen Ehen zu erwarten 
geweſen wären. Die mit Eheſtandsdarlehen aus 
geſtatteten Ehen ſind danach um 25,4 vom Hundert 
fruchtbarer geweſen als die Ehen, die ohne Hilfe des 
Eheſtandsdarlehens gegründet worden ſind. 

Innerhalb von 4½ Jahren 135000 mehr- 
geborene Kinder! Das iſt ein bevölkerungspoli⸗ 
tiſcher Erfolg, der ſich in der Sicherung des Beſtandes 
unſeres Volkes und in der Machtentfaltung des Groß⸗ 
deutſchen Reiches auswirken wird, ein Erfolg, auf den der 
Schöpfer des Geſetzes über Förderung der Eheſchließungen, 
Staatsſekretär Reinhardt, und mit ihm alle mit der Ge⸗ 
währung von Eheſtandsdarlehen befaßten Angehörigen der 
Reichsftnanzverwaltung ſtolz ſein können. 


Die Durchführung dieſer Beſtimmungen bringt für die davon 
betroffenen Betriebe einige Mehrarbeit. Es müſſen mehrere Jahre 
hindurch zwei Wertgruppen geführt werden, bis die Angleichung 
vollzogen iſt. Das kann insbeſondere bei Betrieben mit großem 
Zukauf und Verkauf von Vieh zu Schwierigkeiten führen. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat ſich deshalb in einem 
Erlaß vom 30. September 1940 82141 — 112 III damit einber⸗ 
ſtanden erklärt, daß Land⸗ und Forſtwirte für den Schluß des 
Wirtſchaftsjahrs 1039/40 ihrem gefamten Viehbeſtand die un⸗ 
gekürzten Viehdurchſchnittswerte zugrunde legen. Sie können den 
dadurch entſtehenden Gewinn ſich auf das Ergebnis des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs 1939/40 auswirken laſſen. Sie können jedoch auch den 
Unterſchied zwiſchen den gekürzten und den ungekürzten Vieh⸗ 
durchſchnittswerten gleichmäßig auf fünf Jahre verteilen. Im 
letzten Fall iſt für den Schluß des Wirtſchaftsjahrs 1939/40 ein 
Schuldpoſten bon vier Fünfteln des Unterſchiedsbetrags zu bilden. 
Dieſer Betrag iſt am Schluß der Wirtſchaftsjahre 1940/41 bis 
1943/44 mit je einem Viertel aufzulöſen. 

Der Erlaß vom 30. September 1940 wird im Reichsſteuerblatt 
beröffentlicht, Ste. 


. 


